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Weil es nicht hilft, immer nur zu klagen,
ist das Basisdemokratische Bündnis in
den letzten Jahren verstärkt dazu überge‐
gangen, in Kooperation mit unterschied‐
lichsten Institutionen des Göttinger Kul‐
tur‐ und Politlebens Veranstaltungen
durchzuführen. Nachdem bereits im letz‐
ten Wintersemester regelmäßig etwa ein
Umsonstkino angeboten wurde, haben
wir unsere Aktivitäten im letzten Jahr
noch weiter ausgedehnt.
Kulturelles Highlight unserer Aktivitäten
war wohl das im Juni auf dem Unigelände
veranstaltete „Festival gegen Sexismus
und Nationalismus“ ‐ das Antifee. 2 Tage
lang haben 11 Bands und über tausend Zu‐
schauer bei schlechtem Wetter für gute
Stimmung gesorgt. Zusätzlich gab es noch
mehrere Workshops, für die 2 Großzelte
aufgebaut wurden, eine Diskussion und
einen OpenAir Poetry‐Slam. Der Poetry‐
Slam selber hat zudem mittlerweile vier
Mal in seiner Indoor‐Variante stattgefun‐
den und den Theaterkeller jedesmal bis
auf den letzten Platz gefüllt.
Ebenfalls regelmäßig senden wir, immer
am letzten Montag im Monat, im Stadtra‐
dio auf 107,1 unsere Radiosendung "Beatz
´n´ Breaks ‐ BB on air". Nicht ganz so re‐
gelmäßig gab es auch mal Parties, zuletzt
im Dezember die VG‐Revival‐Party „Tanz
kaputt, was dich kaputt macht!“ am Nord‐
campus. Zum Anfang dieses Semesters ha‐
ben wir dann weder Kosten noch Mühen
gescheut und die Band „Früchte des
Zorns“ in den Theaterkeller eingeladen,
die dort ihre gelungene Mischung aus Po‐
lit‐Folk und Liedermaching zum Besten
gab.

Zusätzlich zu unserem kulturellen Engage‐
ment laden wir immer wieder zu politi‐
schen Vorträgen ein. So gab es beispiels‐
weise im letzten Semester eine Veranstal‐
tung zu den Diskussionen um den §129a
(Bildung einer terroristischen Vereini‐
gung) und eine Veranstaltung unter dem
Titel „Vom Rand zur Mitte“, bei der die
rassistischen und nationalistische Einstel‐
lungen der sog. gesellschaftlichen Mitte
Thema waren. In diesem Semester haben
wir mit dem ehemaligen Opel‐Betriebsrat
Wolfgang Schaumberg über die Perspekti‐
ven gesellschaftlicher Veränderungen dis‐
kutiert.
Ebenfalls in diesem Semester fand eine
Veranstaltungsreihe zu Kritischen Wissen‐
schaften statt. Es gab Vorträge zu unter‐
schiedlichen Aspekten kritischer Wissen‐
schaft: Kritische Psychologie, Gen‐
dertheorien, Nationalismuskritik.
Zusätzlich dazu geben wir regelmäßig un‐
sere Zeitung heraus, deren 15. Ausgabe
du ja gerade in der Hand hältst. Außer‐
dem waren wir an der Ausrichtung des
WelcomeToTheMachine‐Abend im Okto‐
ber beteiligt, einer Art alternativem Ori‐
entierungsabend.
Alles in Allem also ein recht beachtliches
Pensum, das wir abgerissen haben. Falls
du möchtest, das es da im nächsten Jahr
noch mehr von gibt, dann solltest du uns
deine Stimme bei der Uniwahl geben
oder viel besser noch bei unseren Treffen
donnerstags um 20 Uhr im Raum des FSR
Sowi (Oeconomicum, E80) vorbeikom‐
men.

info@bb‐goettingen.de

Kein Heulen und Zähneklappern:
die Aktivitäten des BB im letzten JahrDie Uni‐Wahlen stehen vor der Tür. Ent‐

sprechend gilt für die meisten, dass es
nun heißt, sich am institutionalisierten
Prozedere zu beteiligen und die zu wäh‐
len, die einem am nächsten stehen. Das
gilt dann gemeinhin als Demokratie. Die
Kritische Theorie hat einen alternativen
Begriff von Demokratie stark gemacht.
Ihr gilt Demokratie als Verwirklichung der
"Selbstbestimmung der Menschheit" und
lässt sich deshalb nicht von dem trennen,
was da gewählt wird. Für die Uni‐Wahlen
hieße das, nicht einfach irgendetwas zu
wählen, sondern vielmehr diejenige Posi‐
tion zu stärken, die diese Selbstbestim‐
mung in den theoretischen wie prakti‐
schen Blick nimmt. Einfach so irgendet‐
was zu wählen hat so wenig mit
Demokratie in einem emphatischen Sinne
zu tun, wie Studiengebühren mit sinnvol‐
ler Bildungsfinanzierung.

In der vorliegenden 15. Ausgabe unse‐
res Heftchens möchten wir für euch plau‐
sibel machen, warum es sich genau des‐
halb lohnt tatsächlich zur Wahl zu gehen
und nicht einfach irgendwen, sondern ge‐
nau Basisgruppen und das Basisdemokrati‐
sche Bündnis zu wählen. Zu diesem Zweck
fassen wir noch mal zusammen, was wir
im letzten Jahr so getan haben (gleich
rechts) und versuchen kurz darzustellen,
was Basisgruppen eigentlich sind (Seite 3)
und warum die ADF, weil sie das nicht ist,
gerade in einer personellen Krise steckt
(Seite 4).

Dann gibt es noch ein paar Hinweise
darauf, wie unsere Kritik an den Wandlun‐
gen im Bildungswesen (Seite 8‐10) und un‐
ser Eintreten für Freiräume an der Univer‐
sität (Seite 6) mit der Forderung nach
menschlicher Emanzipation zusammenhän‐
gen und wie studentische Verbindungen
(Seite 11‐13) und die Außerkraftsetzung
des Datenschutzes (Seite 14 & 15) ebenso
wie der kaum widersprochene Zwang, von
Praktikum zu Praktikum zu hetzen (Seite
5), dem entgegenstehen.

Sollte euch das überzeugt haben, bit‐
ten wir euch nicht nur um eure Stimme
bei den Wahlen vom 15. bis 18. Januar,
sondern vor allem um eure Mitarbeit bei
uns.

Viel Spaß beim Lesen!

Editorial
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Uni‐Politik funktioniert ‐ ganz
grob ‐ in etwa so, dass einmal im Jahr al‐
le mehr oder minder interessierten Stu‐
dis ihre Stimmen abgeben und diverse stu‐
dentische Parlamente und anderweitige
VertreterInnen wählen. Danach ist das
Thema „Uni‐Politik“ erstmal gegessen
und bleibt denen überlassen, die mit
dem Amt der „studentischen Interessen‐
vertretung“ betraut wurden.
Neben einem schier unüberblickbaren
Wust aus Fachschaften, Fachgruppen, Fa‐
kultätsräten und anderen, auf die eine
oder andere Art und Weise organisierten
universitären Gremien gibt es auch noch
die Basisgruppen. Was es mit denen auf
sich hat, wollen wir im Folgenden erklä‐
ren.
Während Fachgruppen die offizielle, ge‐
wählte Vertretung der Studierenden dar‐
stellen, sind Basisgruppen davon unabhän‐
gige politische Zusammenschlüsse. Sie
tauchen in keiner Satzung auf und sind
eher so etwas wie Polit‐Gruppen. Ihr An‐
spruch zielt – das macht schon der Name
deutlich – darauf, die Studierenden des je‐
weiligen Fachbereiches zu organisieren.
Uni‐Politik wird hier nicht als Aufgabe ei‐
ner kleinen, dafür gewählten Elite begrif‐
fen. „Uni‐Politik ist das, was wir draus
machen“ könnte das Gründungs‐Credo
der Basisgruppen

lauten. Nachhaltige Veränderungen erge‐
ben sich letztlich nicht dadurch, dass ei‐
ne andere Besetzung der studentischen
Organe gewählt wird. Auch wenn 41
Black‐Bloc‐AktivistInnen im Studierenden‐
parlament sitzen würden – es würde
nicht viel ändern, solange wir Studieren‐
den nicht selber aktiv werden.
Dabei ist der eigene Fachbereich zwar
der Ort der Organisierung, aber bei wei‐
tem nicht der alleinige Ort der Auseinan‐
dersetzung. Ohne Bezüge zur Fakultät
lässt sich kaum verstehen, was innerhalb
eines Fachbereiches passiert. Und auch
da bleibt fast alles im Dunkeln, wenn
nicht die Uni als Ganze in den Blick ge‐
rät. Aber auch da ist noch nicht Schluss.
Denn die Veränderungen an den Universi‐
täten, die bis in die einzelnen Studiengän‐
ge, Vorlesungen und Seminare durchschla‐
gen, sind Produkt bildungs‐ und wissen‐
schaftspolitischer Veränderungen, wie
sie in den letzten Jahren vorgenommen
wurden. Veränderungen, die wiederum
eingereiht gehören in Versuche politi‐
scher Modernisierung, wie sie von Landes‐
und Bundesregierungen auch in anderen
politischen Bereichen vorgenommen wur‐
den, oftmals im Rahmen globaler Abspra‐
chen, die einer Logik folgen,
die

sich alleine aus der Uni heraus nicht er‐
klären lässt und die deshalb gesamtge‐
sellschaftlich begriffen werden müssen.
Darum spielen für Basisgruppen oft auch
politische Phänomene eine Rolle, die auf
den ersten Blick nichts mit der Uni im en‐
geren Sinne zu tun zu haben scheinen.
Letztlich zeigt sich dann aber, dass sich
das nicht so einfach trennen lässt. Neoli‐
berale Marktlogik spiegelt sich auch in
den jüngsten Unireformen wieder, Rassis‐
mus und Antisemitismus zeigt sich auch
im Studierendenparlament, von den di‐
versen Burschenschaften mal ganz zu
schweigen.
Basisgruppen sind hier der Versuch, das
Allgemeine mit dem Besonderen zu ver‐
binden. Die täglichen Erfahrungen im uni‐
versitären Alltag sollen auf gesamtgesell‐
schaftliche Entwicklungen bezogen, poli‐
tische Tendenzen im studentischen Alltag
aufgespürt werden. Und das in einem ge‐
meinsamen Prozess, in dem jüngere und
ältere Studierende sich gemeinsam und
gleichberechtigt in Themen einarbeiten,
sich Meinungen bilden und versuchen,
diese dann den Menschen nicht nur, aber
vor allem, an ihrem Fachbereich plausi‐

bel zu machen.
julian.bierwirth@bb‐goettingen.de

Harte Zeiten erfordern starke Basisgruppen
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minütige Fraktionspausen, damit die ADF‐Frak‐
tion ihre Sitze mit telefonisch herbeizitierten
Mitgliedern auffüllen kann. Darüber hinaus
liest sich das ADF‐Blättchen "Wadenbeißer" in
letzter Zeit immer häufiger wie eine Samm‐
lung aus zusammengeklaubten Artikel aus der
AStA‐Revista und umformulierten Pressemittei‐
lungen von Universität und Bundesregierung;
eigene Inhalte sucht man hier vergeblich.4

'Von hier an blind'
(Wir sind Helden)

Dass die ADF gerade jetzt, wo sie eigentlich

auf dem Zenit ihrer Macht steht, die Basis
wegbricht, ist dabei kein Zufall. Gegründet
wurde die ADF in den 1990ern von Studieren‐
den, die es verabscheuten, dass die damaligen
ASten hochschulpolitische Themen explizit
nicht von sogenannter Allgemeinpolitik trenn‐
ten, sondern auf der gesellschaftliche Verstri‐
ckung der Hochschule in die Gesamtgesell‐
schaft bestanden. Die ADF hingegen verstand
und versteht sich auch heute noch explizit als
"unpolitisch" und behauptet ihr politisches
Handeln lediglich an sogenannten "studenti‐
schen Interessen" zu orientieren. Was dies in
der Praxis heißt, ist spätestens jetzt, nach
mehreren Jahren eines ADF geführten AStAs,
spürbar: Während frühere linke, emanzipatori‐
sche oder basisdemokratische ASten einen Be‐
griff von Bildung stark machten, der über wirt‐
schaftliche Verwertbarkeit hinauswies und Mo‐
mente der Persönlichkeitsbildung, der
kritischen Auseinandersetzung mit der (gesell‐
schaftlichen) Realität und eine Stärkung des
Individuums gegenüber der Gesellschaft ein‐
forderten, schlägt sich die ADF voll und ganz
auf die Seite des Studiums als "Ausbildung"
und "Investition ins Humankapital". Alles, was
einem schnellen und schlanken Studium im
Weg stand, durfte ruhig beseitigt werden. Und
so verwundert es auch nicht, dass die ADF (ab‐

1) http://stupa.uni‐goettingen.de/fileadmin/stupa/einladungen/Einladung_2007‐12‐03.pdf
2) Laut eigener Angabe hat die ADF 250 Mitglieder. Diese Zahl imaginiert sie sich wohl durch dieGröße ihrer Wahlliste zusammen, auf der sich tatsächlich über 200 Menschen finden, von denenjedoch die allerwenigsten tatsächlich aktiv sind. De facto steht die überwiegende Mehrheit die‐ser Leute auf der Liste, weil sie jemanden kennen, der jemanden kennt, die jemanden kennt,der jemanden aus der ADF kennt. Aber die Wahlpublikation mit den vielen Gesichtern sieht schonhübsch aus, oder?
3) Vgl. http://bb‐goettingen.de/950
4) Neben dem Fakt, dass chronischer Personalmangel bei der ADF herrscht, verweist dies auch ge‐nau darauf, dass die ADF eben überhaupt gar keine eigenen Inhalte hat. Nur deshalb kann es ih‐nen überhaupt in den Sinn kommen, Uni‐Pressemitteilungen unkommentiert zu reproduzieren.
5) Wadenbeißer Nr. 68, S. 9.
6) Wadenbeißer Nr. 36 (15.1.2002), S.2.
7) Dass die tonangebenden ADF‐Kader selbst zweistellige Hochschulsemester‐Zahlen (in den "al‐ten" Studiengängen) aufweisen, ist in diesem Zusammenhang ein lustiger, widersprüchlicher Ne‐beneffekt.
8) Wadenbeißer Nr. 68, S. 10.

In der Einladung1 zur Sitzung des Studieren‐
denparlaments am 03.12.07 konnte mensch
einen Hinweis auf das finden, was viele von
uns schon seit längerem vermuten: Die ADF,
die sich gern selbst als die "größte hochschul‐
politische Gruppe Göttingens"2 tituliert,
steckt in einer personellen Krise. Unter Tages‐
ordnungspunkt 10 (welcher später jedoch wie‐
der gestrichen wurde) der besagten Einladung
war zu lesen: "Empirische Untersuchung des
hochschulpolitischen Engagements der Studie‐
renden". Eine solche Befragung hielt die ADF
deshalb für nötig, weil sie davon ausgeht,
dass sich immer weniger Studierende hoch‐
schulpolitisch engagieren, was sie wiederum
vermutlich daraus schließt, dass ihre eigene
Personaldecke immer dünner wird. Da die ADF
den genannten Tagesordnungspunkt wieder fal‐
len gelassen hat, und daher vermutlich immer
noch ratlos darüber ist, warum es auf ihren
Sitzungen immer so beschaulich und einsam
zugeht, wollen wir uns unsererseits Gedanken
darüber machen, warum der ADF die Aktiven
weg brechen. Man hilft sich ja schließlich ge‐
genseitig in schlechten Zeiten.

'What goes up, must co
me down' (Blood,
Sweat and Tears: Spinning Wheel)

Während sich allein in diesem Semester mit
der BG Jura und der BG fIMP zwei neue Basis‐
gruppen gegründet haben3 und sich darüber
hinaus auch in den anderen Basisgruppen so‐
wie im BB zusätzliche Menschen einbringen,
scheint die AStA‐stellende ADF immer mehr zu
einem Grüppchen von einigen wenigen Akti‐
ven zusammenzuschrumpfen. Abzulesen ist
dies an verschiedenen Phänomenen: Immer
wieder erscheinen gewählte studentische Ve‐
treter_innen der ADF nicht zu den Kommissio‐
nen, in denen sie Stimmrecht haben, und wäh‐
rend des Studierendenparlaments gibt es 15‐

"Nobody wants to be lonely  Nobody wants to cry"
(Christina Aguilera, Ricky Martin)

Oder: warum die "größte hochschulpolitische Gruppe Göttingens" mehr StuPa
Sitze als Aktive hat

ADF‐Wadenbeißerwirdimmerlangweiliger:DieZeitungbestehtzumGroßteilaus
abgeschriebenenPressemitteilungendesUni‐Präsidiums



gesehen von ein paar kosmeti‐
schen Korrekturen an einzelnen
Studiengängen) an der Umstel‐
lung der Studiengänge auf das Ba‐
chelor‐/Master‐System, die uns
immer weniger Möglichkeiten dar‐
über einräumen, selbst zu ent‐
scheiden, welche Seminare wir be‐
legen und welche Schwerpunkte
wir setzen möchte, nichts grund‐
sätzlich zu bemängeln hatte.
Noch in der Wahlausgabe des ADF‐
Wadenbeißer vom Januar 07 wird
etwa die Einführung der Bachelor‐
Studiengänge gelobt, und darauf
verwiesen,dass"Unannehmlichkei‐
ten für Studierende weitgehend
vermieden werden"5 konnten. An‐
statt darüber zu sinnieren,
warum sich niemand mehr bei
der ADF engagiert, hätten die
ADF‐Autor_innen vielleicht lieber
einmal die neuen Erstsemester
fragen sollen, ob diese es viel‐
leicht doch als eine Unannehm‐
lichkeit wahrnehmen, wenn man
sie bei der Immatrikulation fragt,
ob sie nicht doch lieber ein ande‐
res Zweitfach wählen möchten,
weil sich ja Pflichtveranstaltun‐
gen mit dem ersten überschnei‐
den, und es deshalb gar nicht so
richtig studierbar sei. Aber viel‐
leicht sind dies aus Sicht der ADF‐
Bürokrat_innen auch gar keine Un‐
annehmlichkeiten, geht es ihnen
doch gerade nicht darum, sich im
Studium mit Inhalten, die man
für relevant hält, auseinanderzu‐
setzen, sondern lediglich darum,
möglichst schnell einen Abschluss
zu erlangen, um sich möglichst
schnell auf dem Arbeitsmarkt
(vielleicht als Praktikant_in; sie‐
he rechts) verwursten zu lassen.
Mit den jüngsten Reformen an
der Uni hat sich also die schlech‐
te Utopie der ADF von einem
schnellen Studium, indem alle
(durch Bachelor‐/Master und Stu‐
diengebühren) gezwungen sind,
mit Tunnelblick durchs Studium
zu hetzen, endlich erfüllt. Für
die ADF hat dies jedoch einen pa‐
radoxen Nebeneffekt: Sie hat
sich endgültig historisch über‐
lebt. Das schlanke Studium ist
da, kritische Inhalte sind weitge‐
hend aus der Uni verdrängt und je‐
de und jeder hat eine vollen Stun‐
denplan, der nicht viel Zeit jen‐
seits der Pflichtveranstaltungen
lässt. Warum sollte man sich also
noch bei der ADF engagieren, ver‐
tritt sie doch gerade die, die

„hier einfach nur studieren wol‐
len”6? Wenn das Ziel ist, sich
schnell "ausbilden" zu lassen,
warum dann überhaupt etwas an‐
gehen, was nicht direkt diesem
dient, würde dadurch doch nur
die eigene "Ausbildung" behin‐
dert?7

'We can´t afford
to be neutral on
a moving train'
(System of a Down)

Die eigene Charakterisierung als
"unpolitisch" und "sachpolitisch",
die der ADF zwar seit Jahren
Mehrheiten im StuPa beschert,
beginnt also auf Personalebene
den gegenteiligen Effekt zu erzie‐
len: Niemand will mehr mit den
ADFler_innen spielen. Und wozu
auch, gibt es doch überhaupt kei‐
ne politische Position für die die
ADF einstehen würde. Denn was
heißt "unpolitisch" schon ande‐
res, als das letztlich doch nur
(wenn auch vielleicht in leicht
korrigierter Form) das durchge‐
setzt wird, was von höherer Stel‐
le gefordert oder eingeführt
wird? Und was bedeutet "Neutrali‐
tät" denn Anderes, als dass man
sich eben in diejenige Richtung
mitreißen lässt, in die es gesell‐
schaftlich gerade geht? Bevor ich
mich aufraffe zu einer Gruppe zu
gehen, deren wesentliches Ziel
es ist, bloß nicht im Wege zu ste‐
hen, bleibe ich doch lieber gleich
zu Hause; das ist einfacher, weni‐
ger zeitintensiv und mindestens
genauso zielführend.
Auch wenn die ADF also immer
besonderen Wert darauf legt, im
Gegensatz zu anderen Hochschul‐
gruppen ‐ von LHG und RCDS
über Jusos bis zur Grünen Hoch‐
schulgruppe ‐ keine Jugendorgani‐
sation einer politischen Partei zu
sein, offenbart sie mehr und
mehr, dass sie in Wahrheit nicht
viel Anderes ist, als der Versuch
eine Art Jugendorganisation der
Universitätsverwaltung darzustel‐
len, die auf studentischer Ebene
das umsetzt, was auf Ebene der
Uni beschlossen wird. Kein Wun‐
der also, dass die ADF im letzten
Jahr freudig feststellte, dass sich
das "Verhältnis zum Präsidium
[...] spürbar verbessert"8 habe;
die Uni wird sehr wohl wissen,
was sie an der ADF hat.

bgsowi@stud.uni‐goettingen.de

Spätestens mit dem Ende des Studiums werden die meisten von uns
sich einreihen in die 'Generation Praktikum'. 56 Prozent aller Hoch‐
schulabsolventInnen beginnen laut einer Studie der DGB‐Jugend ihre
berufliche Karriere mit einem Praktikum – Tendenz steigend. In
Frankreich arbeiten JungakademikerInnen im Schnitt fünf Jahre oh‐
ne reguläres Gehalt. Gab es früher ein Betriebspraktikum während
der Schule und vielleicht ein Schnupperpraktikum nach dem oder
während des Studiums, so gilt es heute in vielen Branchen, zunächst
mehrere Jahre Praktika abzuleisten. Angeblich um sich zu qualifizie‐
ren – tatsächlich dienen diese neuen Beschäftigungsformen aber
eher der Senkung von Lohnkosten.
Das Praktikum wandelt sich von der Ausnahme‐ und Überbrückungs‐
institution mehr und mehr zum Dauerzustand. Insider sprechen be‐
reits von Flundermenschen und meinen damit Menschen, die von
Praktikum zu Praktikum tingeln und dabei zappeln wie eine Flunder.
Da diese Stellen nun aber eher mies bezahlt werden (schließlich ist
Lohndumping eines der Hauptanliegen der einstellenden Unterneh‐
men), heißt das für die Betroffenen, dass sie über Jahre hinweg
wahlweise den Eltern auf der Tasche liegen oder zur Arbeitsagentur
wandern dürfen. Hartz IV nach dem Ende des Studiums ist somit
nicht Ausnahme, sondern Regel.
Auch inhaltlich haben sich die Praktika gewandelt. In aller Regel
sind sie nicht nur verbunden mit der Übernahme von Tätigkeiten,
die bislang von Festangestellten erledigt wurden, sondern auch mit
Stress und Überstunden. Immer häufiger sogar schon während des
Studiums, denn die meisten Bachelor‐Studienordnungen sehen Prak‐
tika als Pflichtleistungen in erheblichem Umfang vor.
Was also tun? Die Idee, einen Praktikumsstreik zu initiieren, scheint
zunächst nicht besonders erfolgversprechend, alleine schon deshalb,
weil PraktikantInnen selten gewerkschaftlich organisiert sind. Im‐
merhin gibt es mittlerweile mit Fairwork eine Initiative, die sich als
Interessenvertretung von HochschulabsolventInnen versteht, und auf
deren Situation am Arbeitsmarkt aufmerksam machen möchte. Auf
deren Homepage finden sich auch Praktikumsberichte, die den Un‐
gläubigen einen kleinen Einblick in die Realität bieten können.
Während bei RTL Nord im Hamburg zwar nichts bezahlt wird, be‐
trägt die wöchentliche Arbeitszeit immerhin nur 45 Stunden und es
gibt sogar Übernahmemöglichkeiten. Die ist bei RTL West in Köln
eher seltener, dafür werden aber 200 € monatlich bezahlt – für eine
Arbeitszeit von mindestens 40 Stunden allerdings. Ausnahmen wie
Schering (38,6 Stunden pro Woche bei 900 € im Monat), die im Grun‐
de selber schon fragwürdig sind, bleiben eher selten und gelten
schon fast als fortschrittlich. Im Schnitt kommt die Vergütung nicht
über 300 € und die Arbeitszeit nicht unter 40 Stunden. Und nicht sel‐
ten werden volle Stellen durch PraktikantInnen ersetzt.
Die Möglichkeiten, die die Kampagne Fairwork bietet, sind sicherlich
begrenzt, aber trotz allem bei weitem noch nicht ausgeschöpft. Also
nutzt die Seite, unterstützt die Kampagne, organisiert Euch und
helft anderen, die Fehler zu vermeiden, die ihr vielleicht gemacht
habt.

julian.bierwirth@bb‐goettingen.de

Mehr Infos im Internet:
Fairworks e.V.:www.fairworks‐ev.de
DGB‐Jugend zu Praktika und Studium:www.dgb‐jugend.de/studium/praktika
Polit‐Ökonomische Anmerkungen zum Praktikumsboom:www.streifzuege.org/texte_str/str_06‐36_lohoff_dead‐men_prakti‐
kanten.html

Generation Praktikum
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Freiraum und leistungsorientiertes Studium
Oder: warum Freiräume eine Alternative zum Zeitmangel bieten

1. Die Reise auf dem
Fließband

Ich bin Rohmaterial. Gerade aus dem Boden ge‐
wonnen und schon unterwegs von meiner Pro‐
duktionsstätte zu dem Ort, wo ich verarbeitet
werden soll. Ich sehe viele Gleiche um mich
herum. Was mich in der Fabrik erwartet, zu
der ich gefahren werde, weiß ich nicht. Man
sagt, auf mich warte eine glänzende Zukunft
voller Nutzen und Sinnhaftigkeit. Ich glaube
das, denn jenen, die das gesagt haben, ver‐
traue ich. Schließlich kenne ich sie schon
mein ganzes Leben lang. Mir wurde von Frei‐
heit und Selbstverantwortung erzählt, davon,
wie ich das erste Mal auf eigenen Beinen ste‐
hen kann, dass ich neue Dinge erleben und un‐
heimlich interessante Sachen erfahren werde.
Doch als ich von der gelernten Fachkraft aus
der Verpackung genommen und am Ende in
ein Zahnrad geschraubt werde, merke ich,
dass all das, was mir erzählt wurde, nicht zu‐
trifft. Dass ich hierhin gekommen bin, um Teil
von etwas zu sein, was Teil von etwas ist, das
ich gar nicht verstehe. Ich werde hin und her
und her und hin geschickt. Dieses soll ich
noch machen und Jenes verstehen. An einigen
Stationen mache ich halt. In Einführungsveran‐
staltungen wird mein Profil gebildet, so dass
ich nach rechts drehe, um eingebaut zu wer‐
den. Die, die nach links drehen, werden aussor‐
tiert. Man sagt, sie seien kaputt. Ich weiß
nicht, was das heißt. Dann muss ich Module
durchlaufen. Ich kriege einen Schliff, werde po‐
liert. Angewandtes Glänzen wird mir beige‐
bracht. Wie lange das Ganze dauert, kann ich
nicht sagen. Alles geht so schnell und ich habe
das Gefühl, dass so viele Fragen offen sind.

Aber bevor ich sagen kann, dass ich mehr Zeit
brauche – kann ich das überhaupt? Ich bin
doch eine Schraube – werde ich in das Zahn‐
rad geschraubt.
Um zu verdeutlichen, was diese Geschichte
mit der Überschrift zu tun hat, werden im Fol‐
genden zwei Punkte betrachtet, die den Uni‐
Alltag in Göttingen am Anfang des 21sten Jahr‐
hunderts kennzeichnen. Erstens soll es darum
gehen aufzuzeigen, dass der Unialltag einer
ist, der auf Leistung und Zeitmangel ausge‐
richtet ist und zweitens wollen wir versuchen
deutlich zu machen, warum wir der Meinung
sind, dass Freiräume dem etwas entgegen set‐
zen können.

2. Zeitmangel und Abferti
gung in der Infrastruktur

Bereits ein kurzer Blick über den Campus und
in die Institute reicht eigentlich schon aus,
um zu wissen, was gemeint ist. Die Räume
und Gebäude sind so eingerichtet, dass man
sich dort nicht unbedingt länger aufhalten
will, als für die Scheine/Credit Points notwen‐
dig ist. Kahle Wände, unbequeme Stühle und
zweckmäßige Tische. Die Uni und im besonde‐
ren das ZHG ist auf eine höchstmögliche Effizi‐
enz und einem möglichst kurzen Besuch ausge‐
richtet. An der Universität sollen sich Studie‐
rende aufhalten, nur nicht zum Spaß und auch
nicht länger als notwendig. Das hört sich zu‐
nächst merkwürdig an, aber wenn man sich
vor Augen führt, welches Ziel mit der Einfüh‐
rung von Bachelorstudiengängen verwirklicht
wurde, erscheinen die Zusammenhänge zwi‐
schen Raum und Studium klarer. Hauptmaxi‐
me ist hier: Der kurz‐möglichste Aufenthalt.

3. Die Doktrin des
Zeitmangels

Zunächst wurden ohne größeren Widerstand
Langzeitstudiengebühren eingeführt, um in‐
nerhalb des Rahmens der fast schon uralt an‐
mutenden Studiengänge Diplom und Magister
aufzuräumen. Dann kamen die Bachelor‐/Mas‐
terstudiengänge, die von höherer Hand durch‐
gesetzt wurden, nämlich im Rahmen des Bolo‐
gna‐Prozesses, und zu guter Letzt wurden im
letzten Semester allgemeine Studiengebühren
eingeführt, um die Uni zu dem zu machen,
was sie sein soll: Einem Ort, an dem Menschen
was für den Beruf lernen und sich dann schleu‐
nigst vom Acker machen sollen. Es sei denn ...
sie wollen in den Wissenschaftsbetrieb. Dann
dürfen sie auch 'gerne ' noch 2 Jahre länger
bleiben und sich ein paar Schwerpunkte aussu‐
chen. Studierende leiden, wie viele Menschen
in dieser Gesellschaft, inzwischen unter chro‐
nischem Zeitmangel. Noch mal eben zwischen‐
durch 'nen Nebenjob – sonst wird das Studium
unbezahlbar – kurz die Klausur noch schrei‐
ben, ein Referat halten und Credit Points ein‐
sammeln. Da bleibt weder Zeit für die eige‐
nen Interessen, noch bleibt Zeit für kritisches
Nachdenken und Diskutieren. Alles muss mög‐
lichst schnell, möglichst erfolgreich abgefer‐
tigt werden und das in harter Konkurrenz mit
anderen Studierenden, denn das erhöht die
Karrierechancen. Expert_innen werden geför‐
dert, die kritische Auseinandersetzung geäch‐
tet.
Vor wenigen Jahren war es tatsächlich mög‐
lich, sich während des Studiums noch an ande‐
ren Fachbereichen umzusehen. Sich Vorlesun‐
gen anzuhören über Hegel – naja, in Göttingen



1) Im Bachelor ist zwar ein Bereich für interdisziplinäre Kombinationen vorgesehen,doch zeichnet sich die Studienstruktur eben dadurch aus, dass sie im Widerspruchzur Interdisziplinarität steht.

Frege – obwohl man Medizin studiert
hat. Damit wurden Inhalte in einem brei‐
teren Kontext vermittelt und zumindest
ein Raum für geisteswissenschaftliche
Fragen in der Naturwissenschaft und vi‐
ce versa geboten. Das ist inzwischen Ver‐
gangenheit.1

Diejenigen, die sich heute gerne Zeit
nehmen, um Zusammenhänge zu verste‐
hen und Stress nicht als einen 'geilen
Kick', sondern als unangenehm empfin‐
den, werden durch diese unausgespro‐
chene Doktrin von vornherein ausge‐
schlossen oder sie haben sich anzupas‐
sen, wenn sie sich im universitären
Betrieb über Wasser halten möchten.
Diejenigen Räume, die darauf hindeu‐
ten könnten, dass Studierende oder so‐
gar Angestellte es sich an der Universi‐
tät gemütlich machen, sollen schleu‐
nigst von der Bildfläche verschwinden
und jenen Räumen weichen, die dem
Zeitmangel entsprechen.

4. Freiraum – denn
die Zeit steht still

Damit wird deutlich, dass der Zusammen‐
hang zwischen Studium und Raum nicht
von uns erfunden wurde, denn immer‐
hin waren 'vorausstrebende' Universitäts‐
leitungen dreist genug, bereits vor Jah‐
ren anzufangen, die Universität abzu‐
schlanken, zielstrebiger zu arbeiten
und unverblümter ihre Ziele zu formulie‐
ren. Früh wurden deshalb schon beste‐
hende Freiräume als störend markiert
und behandelt. Eine Schikane folgte der
Anderen bis schließlich das Café Kollabs
im muffigen Keller des OEC verstaut wur‐
de. Dann wurde ein Vorwand gefunden
es ganz zu schließen. Eine Schikane
folgt der anderen auch im Bezug auf
den 'Bunten Raum' an der philosophi‐
schen Fakultät. Anfang des Semesters
wurde der 'Bunte Raum' geschlossen,
weil angeblich die Brandschutzkriterien
nicht erfüllt werden würden. Wenn den
Verwaltungen sonst nichts einfällt, wer‐
den die Brandschutzkriterien angeführt.
Doch würden die Verwaltungen im Zu‐
sammenhang mit anderen Räumen (Bü‐
ros, Aufenthaltsräume etc.) ebenso peni‐
bel mit den Brandschutzkriterien umge‐
hen, müsste eigentlich die gesamte Uni
dicht gemacht werden. Doch der 'Bunte
Raum' ist noch einer der wenigen Frei‐
räume an der Universität und wird
durch die Univerwaltung auch als sol‐
cher betrachtet und behandelt. Und
nur deshalb wurde der 'Bunte Raum' oh‐
ne formale Vorwarnung dicht gemacht.

Inzwischen ist der Bunte Raum zwar
wieder offen, doch mussten die Betrei‐
ber_innen neue und strengere Auflagen
erfüllen, als das bisher der Fall ist.
Das alles will nicht heißen, dass irgend‐
wo ein 'Master Brain' sitzt, das sich eine
fiese Strategie ausdenkt, um es den Stu‐
dierenden mal so richtig zu zeigen. Viel‐
mehr handeln die Verwaltungen zeitge‐
mäß, den aktuellen Anforderungen ent‐
sprechend.
Genau das sollte uns als Studierende je‐
doch Sorgen machen. Wenn Verwaltun‐
gen Freiräume als störend markieren
und sie aus dem Weg räumen, weil sie
'zeitgemäß' handeln, muss erstens et‐
was mit den herrschenden Verhältnis‐
sen nicht stimmen, und zweitens soll‐
ten wir uns dagegen stemmen und Frei‐
räume als zeitgemäß hochhalten. Sie
sind nämlich eine angemessene Reakti‐
on auf den chronischen Zeitmangel, un‐
ter dem wir leiden. Räumlich bieten sie
den Studierenden das, was ihnen durch
die universitären Reformen verwehrt
wird. Sie können die Räume selber und
basisdemokratisch gestalten. Sie kön‐
nen sich dort aufhalten ohne formale
Kriterien erfüllen zu müssen und an
zeitliche Grenzen gebunden zu sein.
Dass man vor einer geschlossenen Tür
steht, ist bei einem Freiraum eher die
Ausnahme als die Regel, ganz im Gegen‐
satz zum alltäglichen Uni‐Betrieb, wo
man Türen erst eintreten muss, um sich
dann noch nicht einmal wohl fühlen zu
können. Im alten Kollabs standen Sofas,
bequeme Sessel, es hingen Plakate an
den Wänden und es strahlte das aus,
was an der Uni bitter benötigt wird: das
Gefühl, dass an diesem Ort die Bedin‐
gung für mein Dasein nicht meine Leis‐
tung und der Scheinerwerb ist. Das Ge‐
fühl, dass die Zeit zumindest ein paar
Takte langsamer schlägt und ich mich
vom Fließbandgeschehen ein bisschen
erholen und nachdenken kann.
Das sind vielleicht keine verwertungslo‐
gisch objektiv gültigen Argumente, aber
immerhin verhält es sich mit ihnen so,
dass wir und viele, mit denen wir ge‐
sprochen haben, es ebenso empfinden.
Wir finden die Forderung nach mehr
Freizeit, nach mehr Selbstgestaltung
und deshalb nach mehr Freiräumen
nachvollziehbar und realistisch. Wir er‐
achten sie als notwendige Bedingungen
für ein selbstbestimmtes Studium und
eine erträglichere Gesellschaft.

felix@bb‐goettingen.de

Die Fakten sind schnell erzählt: 2005 wird der Professor
für Altamerikanistik und Linguistische Anthropologie ‐
Prof. Whittaker ‐ vom Dekanat der Philosophischen Fa‐
kultät gebeten, für diesen Bereich einen Masterstudien‐
gang auszuarbeiten. Dies geschieht und der Studiengang
wird von der Philosophischen Fakultät zur Akkreditie‐
rung frei gegeben. Kurz vor dem Besuch durch die Gut‐
achtergruppe der Akkreditierungsagentur wird der Stu‐
diengang jedoch seitens des Präsidiums von der Liste
der zu akkreditierenden Fächer gestrichen. Politisch ist
dies in mehrerlei Hinsicht interessant. Erstens gibt es
keine richtige Begründung für die Streichung. Zweitens
erfolgt die Streichung entgegen den Beschlüssen der da‐
für zuständigen Gremien. In einer Stellungnahme des
Präsidiums wird das Profil der Sozialwissenschaftlichen
wie der Philosophischen Fakultät bemüht, in denen ein
solches Fach keinen Platz habe. Außerdem falle die Pro‐
fessur nach Herrn Whittakers Ausscheiden 2019 wieder
an das Land. Für sechs Jahre (Die Studiengänge starten
2009/10 und die Abwicklung müsste 2016/17 beginnen)
einen Studiengang einzurichten würde sich laut Präsidi‐
um nicht lohnen. Whittaker argumentiert zurecht, dass
1. niemand weiß, wie die Stellensituation 2019 aussieht
und das 2. auch in dieser Zeit noch mehrere Jahrgänge
von Studierenden in dem deutschlandweit recht selte‐
nen Bereich ausgebildet werden können. Das Präsidium
argumentiert weiter, dass es auch bisher kein Fach Alt‐
amerikanistik/Linguistische Anthropologie gegeben ha‐
be, sich also durch die Ablehnung des Masterstudien‐
gangs nichts ändere. Während in den Bereichen jedoch
bisher Abschluss‐ und Dissertationsarbeiten im Fach Eth‐
nologie geschrieben werden konnten, würden Whitta‐
kers Veranstaltungen nun nur noch bei den Professionali‐
sierungsmodulen/Schlüsselkompetenzen der Ethnologie
vorkommen. Da er in den wählbaren Schwerpunkten
nicht mehr vorkommt, befürchtet er zukünftig, keine
Abschlussarbeiten mehr betreuen zu können. Vom Präsi‐
dium gibt es inzwischen eine vage mündliche Zusage,
dass es Prof. Whittaker in der Ethnologie möglich sein
wird Abschlussarbeiten und Dissertationen zu betreuen.
Ob und wie dies realisiert wird, bleibt abzuwarten. (Die
Erklärung des Präsidiums und nach langem hin und her
auch die Gegendarstellung von Prof. Whittaker sind un‐
ter www.uni‐goettingen.de einsehbar)
In der politischen Bewertung zeigt dieser Fall einmal
mehr, dass die Macht des Präsidiums die akademischen
Selbstverwaltungsstrukturen mehr und mehr zu einer
Farce gemacht hat. Whittaker war es nur möglich über
eine starke Öffentlichkeit Druck auf das Präsidium auf‐
zubauen, weil den regulären Institutionen wie dem Fa‐
kultätsrat die Hände gebunden sind. Dass ihm dafür vor‐
geworfen wird, er schade dem Image der Universität,
zeigt welche Blüten der lokalpatriotische Eliteunihype
treibt. Dass die AStA tragende ADF sich daran beteiligt
und dabei in ihrer journalistischen Akribie die Presseer‐
klärung des Präsidiums fast im Wortlaut als eigenen Arti‐
kel abdruckt („Viel Lärm um nichts“ in Wadenbeisser
Nr. 72) zeigt wie sehr die studentische Interessenvertre‐
tung inzwischen auf den Hund gekommen ist..

kallekunkel@gmx.de

Streit um dieAltamerikanistik
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Die aktuelle Bil‐
dungsdebatte hat et‐
was Groteskes. Denn während einerseits das
Wort von der Wissensgesellschaft in aller Mun‐
de ist und überall die Notwendigkeit von Bil‐
dung beschworen wird, wird andererseits ihre
Finanzierung immer weiter zurück gefahren.
Während die Pisa‐Studie zeigt, dass Deutsch‐
land europaweit eines der sozial selektivsten
Bildungssysteme besitzt, also Kinder aus sog.
bildungsfernen, d.h. ärmeren, Schichten struk‐
turell benachteiligt werden, führen die Län‐
der Studiengebühren ein. Das ist erklärungsbe‐
dürftig.

Rückblick: Die Bildungs
reform der 60er Jahre

Im Rahmen der ersten Bildungsreform in der
BRD seit Anfang der 60er Jahre konnten viele
Freiheiten innerhalb des Studiums erkämpft
werden. Die deutsche Wirtschaft verzeichnete
in dieser Zeit immense Wachstumsraten. Diese
beruhten v.a. auf einem exportstarken qualita‐
tiv hochwertigen Industriesektor. Dem ent‐
sprach die soziale Zusammensetzung der Bevöl‐
kerung und auch das Bildungssystem. Das drei‐
gliedrige Schulsystem, das bis heute Bestand
hat, festigte und reproduzierte die soziale Dif‐
ferenzierung durch seine frühe Selektion. Wäh‐
rend sich aus den Haupt‐ und Realschulen die
klassischen fordistischen Industriearbeiter re‐
krutierten, bildeten die Universitäten v.a.
Funktionseliten (Ingenieure, Manager, usw.)
aus.
Jedoch erhöhte sich in den 60er Jahren der Be‐
darf an gut qualifizierten Facharbeitern in
dem Maße, dass das Bildungswesen mit seinen
starken sozialen Selektionsmechanismen die
Nachfrage nicht mehr decken konnte. In die‐
sem Kontext steht die Bildungsdebatte der
60er und 70er Jahre. Die Hochschulen wurden
nun geöffnet. 1970 wurden die Studiengebüh‐
ren abgeschafft. Die Einführung des BAföG ver‐
ringerte die schichtspezifischen Zugangsbarrie‐

ren zusätzlich. Der Anteil der ArbeiterInnenkin‐
der an der Zusammensetzung der
Studierenden erhöhte sich von 6% 1963 auf
16% 1982. Der Staat übernahm jetzt weitestge‐
hend die Bildungskosten. Die Bildung wurde in
dieser Zeit als sozialpolitisches Instrument ent‐
deckt. Denn die Erweiterung der Studierenden‐
schaft an Unis und Fachhochschulen konnte
nur unter Einbeziehung breiterer Schichten er‐
reicht werden. Deshalb wurde der Versuch un‐
ternommen, über die Bildungspolitik die sozia‐
le Mobilität von Kindern aus unteren Schichten
zu erhöhen. Die Gründung von Fachhochschu‐
len und Universitäten wurde bewusst zur Förde‐
rung strukturschwacher Regionen eingesetzt.
In Niedersachsen z.B. wurde ein Netz kleine‐
rer Universitätsstandorte über das Land gezo‐
gen, um die ländlichen Regionen zu entwi‐
ckeln. Die expandierende Wirtschaft und das
expandierende Bildungswesen bedingen sich al‐
so gegenseitig. Das extensive Wirtschaftswachs‐
tum erlaubte dem Staat die gesellschaftliche
Infrastruktur – zu der auch die Bildung gehört
– immer weiter auszubauen. Zugleich ist diese
Infrastruktur Bedingung für den Erfolg der deut‐
schen Wirtschaft. Weiterhin sicherte das drei‐
gliedrige Schulsystem mit seinen frühzeitigen
Selektionsmechanismen eine Unterschicht von
Industriearbeitern, während die Anzahl der Stu‐
dierenden erhöht und damit die Nachfrage
nach gut ausgebildeten Fachkräften bedient
werden konnte. Schon damals war die Vorstel‐
lung von der freien Wissenschaft oder der frei‐
en Bildung also eine Illusion. Schon immer
diente sie zur Ausbildung von ökonomischen Hu‐
manressourcen. Trotz allem ließ das System
seit den Bildungsreformen der 60er Jahre grö‐
ßere Freiheiten innerhalb des akademischen
Betriebs zu.

Die doppelte Krise des
Bildungssystems

Dieses System gerät jedoch spätestens in den
80er Jahren in eine Krise, die es bis heute

nicht überwunden hat. Mit dem Ende des
Nachkriegsbooms beginnt eine Politik, die ver‐
sucht die Kosten der sozialen Infrastruktur zu
senken. Der Staat reagiert auf die wirtschaftli‐
che Entwicklung mit immer weiteren Steuer‐
entlastungen für die Unternehmen. Der Anteil
der Gewinnsteuern an den gesamten Steuer‐
einnahmen reduziert sich von 32% im Jahre
1977 auf ca.12,3% im Jahr 1998. Während z.B.
die USA auf diese Entwicklung mit einer massi‐
ven Ausweitung des Haushaltsdefizits reagie‐
ren, sprich Schulden machen, versuchen der
deutsche Staat ebenso wie die Länder und
Kommunen diesen Einschnitt zu kompensie‐
ren, indem sie versuchen ihre Ausgaben in al‐
len Bereichen zu senken oder zumindest stabil
zu halten. Dies gelingt jedoch nur bedingt und
es kommt zu einem kontinuierlichen Anstieg
des Haushaltsdefizits. Im Jahr 2003 belaufen
sich die angehäuften Staatsschulden auf 1.300
Mrd. Euro. Bis zu 20% des Haushaltes wird zur
Zinszahlung verwendet. Der Staat ebenso wie
Länder und Kommunen gerät zunehmend in
die Klemme einerseits die gesellschaftliche In‐
frastruktur aufrecht erhalten zu müssen, auf
die die Wirtschaft angewiesen ist, anderer‐
seits hierfür immer weniger Mittel von der
Wirtschaft abschöpfen zu können und zu wol‐
len. Denn auch innerhalb dieser Logik sind es
weiterhin politische Entscheidungen durch die
Prioritäten gesetzt werden. So hat in der Steu‐
erpolitik der letzten Jahre eine massive Entlas‐
tung von höheren Einkommen stattgefunden.
Allein die letzte Stufe der rot‐grünen Steuerre‐
form mit der Absenkung des Spitzensteuersat‐
zes von 47% auf 42% bringt Verluste um ca.
sechs Milliarden Euro und entlastet v.a. die Be‐
zieherInnen von Jahreseinkommen zwischen
500.000 und 1.000.000 Euro. So finden inner‐
halb der allgemeinen Sparlogik Prioritätenset‐
zungen statt, die durch politische Kämpfe ver‐
änderbar sind. Die gesellschaftlichen Umbrü‐
che führen jedoch auch zu einer veränderten
Bestimmung dessen, was Aufgabe von Bildung
sein soll. Denn mit dem Bedeutungsverlust der8

Bildung im Wandel
Es vergeht kaum eine Woche, in der nicht Hochschulrankings, Leitar

tikel und Titelthemen über die Situation an deutschen Unis berich
ten. Inzwischen dürfte klar sein, dass es sich um ein Thema von

staatstragender Wichtigkeit handeln muss, an dem verschie
denste Akteure ein vitales Interesse haben.



Industrie, der mit einem Bedeutungszuwachs
des Dienstleistungssektors einher geht, findet
auch eine Umwälzung der Anforderungen an
das Bildungssystem statt. Es ist der European
Roundtable of Industrialists (ERT), der diese
Veränderung kurz und bündig auf den Punkt
bringt: „Erfolgreiche Kandidaten für traditio‐
nelle Berufe können natürlich durch eine frü‐
he Spezialisierung in der Schule, vielleicht ge‐
folgt von einer Ausbildung, produziert (produ‐
ced) werden. Aber es muss eine Garantie
geben, dass dieser Beruf auch noch nach Jah‐
ren da sein wird. Dieses System war gut für
die langsame Vergangenheit, aber heute ist es
unangemessen.” Und weiter: „Arbeitgeber
brauchen Menschen mit Selbstdisziplin, die
sich an ständige Veränderungen anpassen kön‐
nen und endlosen neuen Herausforderungen ge‐
wachsen sind”, schreibt der ERT in seinem Dos‐
sier „Towards the learning society”. Was hier
bereits 1995 antizipiert worden ist wird zuneh‐
mend zur Realität. Es geht um die Auflösung
des Normalarbeitsverhältnisses und um das En‐
de kontinuierlicher Arbeitsbiographien. Der
klassische fordistische Arbeiter, der auf der
Grundlage von einmal erworbenen Kenntnis‐
sen ein Leben lang eine Arbeit verrichten
kann, gehört der Vergangenheit an. Im Zeital‐
ter von ‚flachen Hierarchien’ und Just‐in‐Time‐
Produktion geht es nicht mehr darum den Men‐
schen in tayloristisch1 zergliederte Arbeitsab‐
läufe zu pressen, die möglichst monoton ver‐
richtet werden können, sondern darum, den
Menschen in seiner ganzen Persönlichkeit der
Arbeit zu unterwerfen, oder wie es im Manage‐
mentdeutsch heißt: Es geht darum das Gold in
den Köpfen der Menschen zu heben. Darauf ist
jedoch das bisherige Bildungssystem, mit sei‐
ner frühen Selektion und der damit verbunde‐
nen geringen Qualifizierung nicht abgestimmt.
Der oder die Haupt‐ und RealschülerIn mit ten‐
denziell rudimentären Rechtschreib‐ und Ma‐
thematikkenntnissen und einer spezialisierten
beruflichen Ausbildung ist für dieses Anforde‐
rungsprofil denkbar ungeeignet. Erfüllte die
Schule mit ihrem disziplinierenden Instrumen‐
tarium bisher also durchaus ihren Zweck, wird
sie nun zum Hemmschuh. Denn ab sofort „ist
der ganze Mensch gefragt, mit seinen individu‐
ellen Möglichkeiten, seiner Offenheit, seinem
Talent und seiner Leidenschaft” hier in den
Worten von Peter Hartz über den Arbeitneh‐
mer der Zukunft.2 Wer diesen Anforderungen
nicht entsprechen kann oder wessen Arbeits‐
kraft aus anderen Gründen aktuell nicht nach‐
gefragt wird, gehört zu den ca. 5 Millionen
Menschen, die mit Arbeitslosengeld II entwe‐
der bedroht oder bereits schikaniert werden.

Verschiedene Antworten
Die Politik hat also zwei zentrale Probleme aus‐
gemacht: Das Bildungswesen ist unterfinan‐
ziert und nicht angemessen an den wirtschaftli‐
chen Anforderungen ausgerichtet. Als Antwort
auf diese Probleme lassen sich im wesentli‐
chen drei Stränge ausmachen, die sich teilwei‐

se ergänzen zum Teil aber auch einander wider‐
sprechen.

1. Reform der
Studienstruktur: ‚
lebenslanges Lernen’

Der wichtigsten Ansatz zur Reformierung der
Studienstrukturen ist das Konzept des 'lebens‐
langen Lernens'. Was sich oberflächlich be‐
trachtet zunächst als ein emanzipatorischer Be‐
griff ausnimmt, hat es jedoch wahrhaft neoli‐
beral in sich. Was sich nämlich hinter diesem
Begriff verbirgt ist das Konzept der 'employabi‐
lity', was übersetzt 'Beschäftigungsfähigkeit'
heißt. Peter Hartz, dessen sozialpolitischen Vor‐
stellung inzwischen Gesetzeskraft erlangt ha‐
ben, formuliert das so: „eine neue Jobmoral,
in der sich die Menschen nicht nur als Inhaber
ihrer Arbeitskraft verstehen (sozusagen als
shareholder ihrer Human Assets), sondern die
Verantwortung für ihre Beschäftigungsfähig‐
keit übernehmen, also sich als ‚workholder’
als Bewahrer und aktiver Entwickler ihrer Chan‐
cen und Arbeitsplätze verhalten”. Um für die‐
se Aufgabe gerüstet zu sein, „muss den Men‐
schen gelehrt werden, wie man denkt und
lernt” (ERT). Und damit wäre auch schon fast
abschließend die Aufgabe des Bachelor umris‐
sen oder wie es das ‘Centrum für Hochschulent‐
wicklung’ (CHE)3 ausdrückt: „Eine zentrale
Funktion von Bachelorstudiengängen unabhän‐
gig vom Studienfach, besteht darin, die Lernfä‐
higkeit der Studierenden auf hohem Niveau zu
entwickeln (...) damit sie den Anforderungen
ständiger Weiterqualifikation zum Erhalt ihrer
Berufsfähigkeit (...) Rechnung tragen kön‐
nen.” Bei diesen Parallelen bis in die Formulie‐
rungen hinein wäre es fast angebracht die aktu‐
ellen Bildungsreformen als Hartz V zu bezeich‐
nen. Es ist klar, dass hier nicht die möglichst
freie Entfaltung des Menschen auf dem Pro‐
gramm steht. Nicht mehr die gesellschaftli‐
chen Verhältnisse sollen dem Menschen ‐ son‐
dern anders herum der Mensch soll den gesell‐
schaftlichen Verhältnissen angepasst werden.
Das Leitbild dieser Bildungsreform ist die Ich‐
AG, der selbstverantwortliche Arbeitskraftun‐
ternehmer, der die Bildung als „hochrentable
Investition in die eigene berufliche und priva‐
te Zukunft” betrachtet, wie uns der nieder‐
sächsische Bildungsminister Lutz Stratmann er‐
klärt. Dass die Menschen sich einem solchen
Leitbild nicht ohne Angst und äußeren Druck
anpassen, versteht sich aus dem Kontext der
Erklärung von allein: Es geht um die Rechtferti‐
gung von Studiengebühren. In diesem Zusam‐
menhang sind die Ankündigung der Bildungsmi‐
nisterInnen durchaus ernst zu nehmen, die ei‐
ne Erhöhung der Studierendenzahlen
versprechen. Mit dem verstümmelten Studien‐
gang des Bachelors können größere Zahlen von
Studierenden in immer kürzerer Zeit durch die
Universität geschleust werden. Die Studienge‐
bühren werden ihr Übriges tun, um den
Wunsch nach einer möglichst kurzen Verweil‐

dauer an der Universität auch bei den Studie‐
renden zu verankern. Der Master, der bei wei‐
tem nicht allen BachelorabsolventInnen offen
stehen wird, entwickelt sich so von ganz al‐
lein zu einem Elitenförderungsprogramm. Dies
kann sogar teilweise kostenneutral geschehen,
durch eine Umverteilung der Finanzen weg
von der breiten Massenbildung, die durch den
Bachelor immer weiter formalisiert und damit
verschult wird, hin zur Elitenbildung in den
ausgedünnten Masterstudiengängen. Das Kon‐
zept Bachelor – zumindest wie es in Deutsch‐
land umgesetzt wird – wird also nur verständ‐
lich, wenn man es im Zusammenhang mit dem
Konzept des 'lebenslangen Lernens' betrach‐
tet. Es geht dabei um eine Neujustierung des
Bildungssystems, und die Schaffung von zuneh‐
mend unsichereren Arbeitsverhältnissen auf
die der Mensch mit mehr 'Flexibilität' antwor‐
ten soll. Damit ist es Teil des neoliberalen Um‐
baus der Gesellschaft.

2. Finanzierung
Der zweite Strang umfasst die Bildungsfinan‐
zierung, die durch die bewusst leer gesparten
öffentlichen Kassen nicht mehr zu leisten ist.
Daher wird erstens versucht das Studium
durchzurationalisieren, also die Kosten pro
Studierenden in der Masse zu senken und zwei‐
tens weitere Geldquellen aufzutun. Mit dem
Bachelor‐/Mastersystem und seiner effiziente‐
ren Selektion ist hierfür eine erste zentrale
Weiche gestellt. Ein weiterer Schritt ist der
Versuch zunehmend sogenannte Drittmittel
aus der Wirtschaft zu gewinnen bzw. die Unis
zu zwingen, sich um solche zu bemühen.4 Das
bedeutet nichts anderes als eine weitere Aus‐
richtung der Unis an der Wirtschaft. Damit
wird jedoch ein entscheidendes Moment unter‐
laufen, weshalb der Staat Bildung und For‐
schung bisher als seine hoheitliche Aufgabe an‐
gesehen hat. Denn die notwendige Grundla‐
genforschung wird in den seltensten Fällen
von betriebswirtschaftlich kalkulierenden Un‐
ternehmen gefördert werden, wenn die Ver‐
wertbarkeit ihrer Ergebnisse noch in den Ster‐
nen steht. Zu guter Letzt sollen Studiengebüh‐
ren gleich zwei Fliegen mit einer Klappe
schlagen. Sie sollen disziplinierend wirken und
so die Studienzeiten quasi von allein verkür‐
zen. Weiterhin fungieren sie als Geldquelle
für die leer gesparten Unihaushalte. Hinzu
kommt jedoch noch eine weitere Hoffnung:
Studiengebühren sollen marktwirtschaftliche
Mechanismen in der Bildungslandschaft eta‐
blieren. Die Studierenden, so die Ideologie,
würden dann mit der Geldbörse über die Stu‐
dienqualität abstimmen. Damit würden die
Unis gezwungen, sich um ihre Kunden zu be‐
mühen und ihre Angebote, also die Lehre, ent‐
sprechend „kundenfreundlicher” zu gestalten.
So sollen Studiengebühren nicht nur auf die
Studierenden disziplinierend wirken sondern
auch auf die Unis. Wahrhaft demokratisch.5

1) Das Fließband ist ein typischer Fall von tayloristischer Arbeitsorganisa‐tion. Diese beruht darauf, komplexere Arbeit in einzelne Arbeitsschritte‐zu zerlegen, die möglichst anspruchslos und monoton zu verrichten sind.
2) Natürlich gibt es wenig Gründe dieser Vergangenheit nachzutrauern.So waren diese Verhältnisse geprägt, von zahlreichen (patriarchalen)Normierungen, die auf vielfache Weise freie Entfaltung verhindert ha‐ben. Insofern kann die neoliberale Ideologie hier durchaus an begründe‐tes Unbehagen gegenüber diesen bornierten und bevormundenden Struk‐turen ansetzen. Gegenüber diesen verknöcherten Verhältnissen fällt es

natürlich nicht schwer die neuen Formen der Anpassung als Freiheit zuverkaufen.
3) Das CHE ist ein Thinktank, der u.a. von dem Medienkonzern Bertels‐mann finanziert wird und mit seiner Lobbyarbeit starken Einfluss auf bil‐dungspolitische Entscheidungen nimmt. Um Studiengebühren salonfähigzu machen, hat es z.B. eine Umfrage, in Auftrag gegeben die ‘heraus ge‐funden’ hat, dass ein Großteil der Studierenden für Studiengebührensei. Kein Wunder: war die Option, dass man gegen Studiengebühren seibei den Antworten gar nicht möglich. 99

Fortsetzung auf Seite 10 ►
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3. Vermarktung
der Bildung

Der dritte und mitunter brisanteste Strang
wird in der Öffentlichkeit gern unter dem Be‐
griff ‚Privatisierung der Bildung’ verhandelt.
Das trifft die Sache jedoch nur zur Hälfte.
Denn worum es hier geht ist nicht einfach nur
ein juristischer Eigentumswechsel – von öffent‐
licher in private Hand – sondern es geht um
die Zurechtstutzung der Bildung zu einem
marktförmigen Gut. Dabei gibt es eigentlich
zwei Prozesse. Der erste ist die Kostenreduzie‐
rung. Das heißt genauer, dass die Kosten für
den Staat reduziert werden, indem er sie den
privaten NachfragerInnen auferlegt. Studien‐
gebühren sind hier das Mittel der Wahl. Und
wenn die Kunden dann einmal bezahlen müs‐
sen, überlässt man es am besten gleich der
Wirtschaft, die den Umgang mit Kunden ohne‐
hin besser beherrscht als der Staat. V.a. in der
beruflichen Weiterbildung ist dieses Phäno‐
men bereits weit verbreitet. So weit, so be‐
kannt. Doch der zweite Prozess könnte einen
Wandel einleiten, dessen tiefgreifenden Konse‐
quenzen wir noch nicht einmal erahnen kön‐
nen. Mit der Krise der auf industrieller Massen‐
produktion basierenden Nachkriegswirtschaft,
macht sich das Kapital zunehmend auf die Su‐
che nach neuen Anlagemöglichkeiten. Nach‐
dem der dotcom‐Traum zusammen mit der
‚New Economy’ Ende der 90er Jahre geplatzt
ist, gerät nun die Bildung zunehmend in den
Fokus wirtschaftlicher Interessen. Immerhin
werden nach Schätzungen der ‘Organisation
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent‐
wicklung’ (OECD) weltweit 1,9 Billionen Dollar
jährlich im Bildungsbereich umgesetzt. Erschi‐
en dieses gewaltige Volumen bisher in erster
Linie als Belastung für den Staatshaushalt,
wird es in den letzten Jahren zunehmend als
Anlagemöglichkeit entdeckt. In diesem Zusam‐
menhang werden mit Blick auf die Pisa‐Studie
auch einige Dinge verständlich. Diese hatte ja
bekanntlich gezeigt, dass das deutsch Bil‐
dungssystem sozial hoch selektiv ist. Vor die‐
sem Hintergrund ist es für den naiven Betrach‐
ter zunächst verwunderlich, warum in den bil‐
dungspolitischen Debatten wenig in die
skandinavischen Länder geschaut wird, die in
dieser Frage recht passabel abgeschnitten hat‐
ten, sondern das angelsächsische und v.a. das
australische Bildungswesen als Vorbild heran‐
gezogen wird. Das wird erst verständlich,
wenn man sich vor Augen führt, dass es beim
Bolognaprozess in erster Linie um die „Verbes‐
serung der internationalen Wettbewerbsfähig‐
keit des europäischen Hochschulraums” (Bolo‐
gna´99) geht. Hier geht es implizit um die
Konkurrenz zu Ländern wie USA oder Australi‐
en. Immerhin erwarben ausländische Studie‐
rende 2003 in den USA für 13,6 Milliarden Dol‐
lar Bildungsdienstleistungen. Das ist fast die
Hälfte aller Einnahmen, die die OECD Staaten
1999 im Handel mit Hochschuldienstleistungen
erwirtschaftet haben (ca. 30 Milliarden). In
Australien machen die „Einnahmen durch aus‐
ländische Studierende rund 12 Prozent der Au‐
ßenhandelsbilanz aus.” (Deutschlandfunk
8.9.03) Großbritannien und Australien setzen
dabei v.a. auf den Export von modularisierten

Studiengängen. Die Gewinne stammen haupt‐
sächlich aus Schwellenländern, die sich, meist
nachdem die 'Welthandelsorganisation’ (WTO)
sie im Rahmen von sogenannten Strukturanpas‐
sungsprogrammen verpflichtet hatte, die eige‐
nen Hochschulen kaputt zu kürzen, den auslän‐
dischen AnbieterInnen geöffnet haben. Johan‐
na Witte vom CHE hat 2001 für den
„Deutschen Akademischen Austauschdienst”
(DAAD) untersucht, „was deutsche Hochschu‐
len von den ausländischen Vorreitern auf die‐
sem Feld lernen können”. Es ist die selbe Jo‐
hanna Witte, die im Juni 2003 „Das Positionspa‐
pier II zu Bachelor und Masterstudiengängen”
des CHE mit vorgelegt hat, in dem Empfehlun‐
gen zur Umsetzung des Bolognaprozesses ge‐
macht werden. In ihrer Untersuchung von
2001 stellt sie fest, dass als wesentliche Voraus‐
setzung für den Export der Studiengänge „die
Lehrinhalte in Form von modularisierten Einhei‐
ten aufbereitet sein” müssen. Ein weiterer
„Hauptknackpunkt” sei, „wie die Gleichwertig‐
keit der Abschlüsse (...) gesichert werden” kön‐
ne. Damit wären dann auch alle zentralen
Aspekte des Bolognaprozesses benannt: Modula‐
risierung, und die „Einführung eines Systems
leicht verständlicher und vergleichbarer Ab‐
schlüsse” (Bologna ´99). Bliebe noch die ver‐
besserte Mobilität der Studierenden: Da es je‐
doch den Hochschulen überlassen bleibt ihre
Studiengänge zu Modularisieren, wird es we‐
der innerhalb von Deutschland und erst recht
nicht europaweit leichter werden, während
des Studiums zu wechseln. Die Bildung selbst
ist also zum Objekt wirtschaftlicher Interes‐
sen geworden. Nicht wie bisher nur ihre Ergeb‐
nisse (hochqualifizierte Arbeitskräfte und For‐
schungsergebnisse), sondern die Bildung als Wa‐
re, als Dienstleistung, soll der
Kapitalverwertung nutzbar gemacht werden.
Hierbei wird auf den bereits existierenden rie‐
sigen Markt gesetzt, aber auch auf die weite‐
re Zunahme der Relevanz von Bildung für je‐
deN einzelneN. Denn wenn Fort‐ und Weiterbil‐
dung zum entscheidenden Faktor der
'employability' werden, geht es nicht mehr um
den Luxus, etwa der „Universität im dritten Le‐
bensalter”, sondern um die existenzielle Fra‐
ge, ob man in dem immer raueren Klima des Ar‐
beitsmarktes bestehen kann oder nicht. Wichti‐
ger Motor dieser Entwicklung ist also schlicht
Angst. Denn in dem Moment, wo der Zugang
zur Bildung für die Menschen zu einer solch
existenziellen Frage wird, lohnt es sich die Bil‐
dung zu verknappen und damit zur Ware zu ma‐
chen. Genau dieser Prozess ist in vollem Gan‐
ge. Dabei ist natürlich auch die aktuelle GATS
– Runde relevant, in der über die Liberalisie‐
rung des Bildungssektors in den Metropolen ver‐
handelt wird. Doch auch ganz unabhängig da‐
von existiert bereits ein riesiger Bildungs‐
markt, an dem die europäischen Staaten
offensichtlich Interesse haben zu partizipie‐
ren. Insgesamt erscheint es klar, dass wir es
mit einem widersprüchlichen Prozess zu tun ha‐
ben. Eine wirkliche Weiterentwicklung z.B.
von Institutionen des 'lebenslangen Lernens'
kann jedenfalls nicht kostenneutral gesche‐
hen. Auch ist es einigermaßen evident, dass
Studiengebühren den Hochschulzugang für die
breite Masse erschweren, genau wie jede ande‐

re Form von Privatisierung, die den Zugang
zur Bildung vom Geldbeutel abhängig macht.
Kostenreduzierung und Vermehrung der Studie‐
rendenzahlen schließen sich langfristig also ei‐
gentlich aus. Trotzdem wird beides versucht.
Hier schießen eindeutig mehrere Interessen
durcheinander, die kaum miteinander verein‐
bar sind.

Was tun?
Wir müssen uns die Frage jedoch ohnehin an‐
ders herum stellen. Wir dürfen uns nicht fra‐
gen, welche Bildung die Wirtschaft von uns
verlangt. Im Vordergrund muss die Frage ste‐
hen, welche Bildung wir möchten. Was kann
lebenslanges Lernen noch bedeuten, außer
dem ständigen Rattenrennen, um mit meinen
Qualifikationen ständig up to date zu sein?
Wie ist lebenslanges Lernen als emanzipatori‐
scher Prozess denkbar, der das eigene Leben
begleitet und reflektiert? Wie ist Bildung als
Selbstbewusstwerdungsprozess denkbar?
Emanzipation hat immer den Abstand zu den
gesellschaftlichen Verhältnissen zur Vorausset‐
zung, da nur durch einen solchen ein eigen‐
ständiger und unideologischer Meinungsbil‐
dungsprozess stattfinden kann. Gerade in Zei‐
ten, in denen Bildung also aus ökonomischen
Gründen abgeschafft wird und sich in einen
reinen Zulieferbetrieb verwandelt, gilt es auf
ihre Wichtigkeit für die Entwicklung des Men‐
schen zu beharren und sich gegen ihre Degra‐
dierung zur Ausbildung zu wehren. Dabei darf
man sich auch nicht von den ökonomischen
Sachzwängen Irre machen lassen ‐ im Gegen‐
teil müssen wir offensiv mit ihnen brechen.
Denn die aktuellen ökonomischen Verwerfun‐
gen beruht gerade nicht auf Mangel, sondern
auf Überfluss. Es sind im Wirtschaftsjargon so‐
genannte „Überkapazitäten und Überprodukti‐
on“, die die Wirtschaft weltweit in die Knie
gezwungen haben. Es ist also gerade das
„Überangebot” an stofflichem Reichtum, also
an real verfügbaren Gütern, wegen dem wir
sparen sollen. Das ist irrational und schlicht‐
weg abzulehnen. Es wird also höchste Zeit, ei‐
gene Vorstellungen zu entwickeln, was Bil‐
dung sein, und wozu sie dienen soll. Nur dann
können wir den aktuellen Angriffen auf unsere
Bildung mit den Namen Bolognaprozess und
Studiengebühren etwas Positives entgegenset‐
zen. Das solche Überlegungen nicht auf die Bil‐
dung beschränkt bleiben können, sondern nur
gedacht werden können im Zusammenhang
mit den gesellschaftlichen Rahmenbedingun‐
gen, in die sie eingebettet sind, sollte aus
dem bisher Dargestelltem offensichtlich sein.
So wäre einmal zu fragen, was von einer Ge‐
sellschaft zu halten ist, deren zentrales Mo‐
vens mehr und mehr die Angst ist. Dafür gibt
es jedoch keine Blaupausen, sondern so etwas
ist nur in einem gemeinsamen Prozess mög‐
lich. Die aktuellen Bildungsreformen konnten
v.a. deshalb so gut durchgesetzt werden, weil
wir Studierenden den neoliberalen Leitbildern
keine eigenen Vorstellungen entgegensetzen
konnten. An solchen Perspektiven zu arbeiten
ist die Aufgabe von Hochschulpolitik in den
nächsten Jahren.

kallekunkel@gmx.de
4) Dies soll z.B. geschehen indem staatliche Mittel an die zusätzliche Ak‐quirierung von Drittmittel gebunden werden. Auf der Ebene der einzel‐nen Lehrstühle gibt es an der Uni Göttingen die sog. LeistungsorientiereMittelvergabe (LOM) nach der ein Teil des Budgets ausgeschüttet wird.Neben anderen Faktoren wird hier auch die Einwerbung von Drittmit‐

teln belohnt.
5) Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass mit den sog. Bildungs‐gutscheinen, die von ihren Befürwortern als ein demokratisches und so‐zialverträgliches Modell dargestellt werden, in Chile als einem der ers‐ten Länder unter der Diktatur Pinochets experimentiert wurde.
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Sexismus mit Tradition

Bipolares Geschlechter
modell und Kampf gegen
„Unmännlichkeit“

Dass Korporationen traditionell Männerbünde
sind, ist zwar kein Argument für die Beibehal‐
tung dieses Zustands, aber doch ein richtiger
Hinweis auf die Kontinuität einer Ausgren‐
zungs‐ und Unterdrückungsstrategie. Für Stu‐
dentenverbindungen, die in ihrer modernen
Form seit Beginn des 19. Jahrhunderts existie‐
ren, war „Männlichkeit“ von Anfang an von zen‐
traler Bedeutung. Grundlegend war das im Zu‐
sammenhang mit der Aufklärung entstandene
bipolare Geschlechtermodell, in dem sich
„Mann“ und „Frau“ als von Natur aus unter‐
schiedliche Wesen konträr gegenüberstehen.
Entsprechend dieser Konzeption werden den
Geschlechtern jeweils gegensätzliche Eigen‐
schaften zugeordnet. Aufgrund dieses Sche‐
mas ist die Konstruktion von „Männlichkeit“
stets auch Konstruktion von „Weiblichkeit“.
Dem Mann werdenAktivität und Rationalität zu‐
geschrieben, der Frau im Gegensatz dazu Passi‐
vität und Emotionalität. Hinzu kommen für
den Mann Willenskraft, Tapferkeit, Zielstrebig‐

keit, Selbständigkeit, Gewaltbereitschaft, Kom‐
promißlosigkeit und Verstand. Frauen kenn‐
zeichnet nach dieser Vorstellung Schwäche, Be‐
scheidenheit, Wankelmut, Abhängigkeit, Güte,
Nachgiebigkeit und Gefühl. Hintergrund des bi‐
polaren Geschlechtermodells ist, dass die Philo‐
sophie der Aufklärung die Hinterfragung klassi‐
scher Geschlechterkonzeptionen ermöglichte.
Die neu entwickelten bürgerlichen Gleichheits‐
vorstellungen boten prinzipiell auch Frauen
die Chance zur Emanzipation. Da die Aufklä‐
rungsphilosophie „die Vernunftbegabung aller
Menschen und die persönliche Leistungsfähig‐
keit zum Prinzip der individuellen Lebensgestal‐
tung erhoben hatte, bestand die potentielle
Möglichkeit, daß auch Frauen aus ihrem tradi‐
tionellen Lebensraum heraustreten konnten“2.
Durch das bipolare Geschlechtermodell wur‐
den diese Gleichheitsvorstellungen allerdings
geschlechtlichüberformt.Emanzipationsbestre‐
bungen wurden unter Berufung auf eine natur‐
gegebene Geschlechterordnung abgewehrt.
Die hier propagierte Dichotomie stellt somit ei‐
ne Legitimationsidiologie dar, mit der die Un‐
terordnung und Ausgrenzung von Frauen auch
weiterhin gerechtfertigt werden konnten.

Im Zuge der antinapoleonischen Kriege kam es
zu einer Militarisierung der Männlichkeitsidea‐
le und einer Verknüpfung mit dem Nationalis‐
mus. Die sich formierende Burschenschaftsbe‐
wegung nahm diese Männlichkeitsentwürfe
auf und integrierte sie in ihr politisches Pro‐
gramm. Die Aktivitäten gegen das restaurative
Feudalsystem wurden untrennbar verknüpft
mit der von Friedrich Ludwig Jahn und Karl
Friedrich Friesen propagierten und von den
Burschenschaften weitgehend übernommenen
Männlichkeitsnorm. Die Burschenschaften ver‐
banden bürgerliche mit ständisch‐feudalen
Elementen. Die Bedeutung von Standesunter‐
schieden nahm ab, aristokratische Ehrvorstel‐
lungen blieben jedoch Bezugspunkt. Verbun‐
den wurden die beiden Teile dieser Männlich‐
keitskonzeption durch den Bezug auf „Volk“
und „Vaterland“. Die individuell angestrebte
Männlichkeit sollte im Kollektiv der Nation auf‐
gehen.
Wie wichtig „Männlichkeit“ für die Burschen‐
schaften in ihrer Konstituierungsphase war,
zeigte sich auch auf der symbolischen Ebene.
Die Verbindungsexpertin Alexandra Kurth hat

Bei der Betrachtung von studentischen Verbindungen springt ein Aspekt sofort ins Auge: Fast alle Korpora
tionen nehmen nur Männer auf, Frauen werden ausgeschlossen. Begründet wird dieser Ausschluß  wenn

sich dazu überhaupt geäußert wird  in der Regel unter Berufung auf die eigene Tradition. Bekenntnis
se, die unmittelbar als sexistisch erkennbar sind, versuchen die meisten Verbindungen in diesem Zu

sammenhang zu vermeiden. Anscheinend haben sie inzwischen festgestellt, dass sich eine solche
Legitimation mitunter schwer vermitteln lässt. Auf der Webseite der Dachverbände der Corps
liest sich das dann so: „Natürlich gab und gibt es einige Tabus in den Corps für das schöne

re Geschlecht. Corps sind nun einmal tradionell Männerbünde.“1

DDeerr MMäännnneerrbbuunndd hhäälltt zzuussaammmmeenn:: FFrraauueenn ssiinndd vvoomm ööffffeennttlliicchheenn LLeebbeenn aauussggeesscchhlloosssseenn.. SScchhwwuullee uunndd TTrraannssggeennddeerr hhaabbeenn iinn ddeerr ""nnaattüürrlliicchheenn OOrrddnnuunngg"" ggaarr kkeeiinneenn PPllaattzz..
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darauf hingewiesen, dass es kaum Zufall gewe‐
sen sein dürfte, dass die Kragen und Aufschlä‐
ge der Uniform der Urburschenschaft mit golde‐
nen Eichenblättern verziert wurden. Schließ‐
lich war die Eiche ein eindeutig „männlich“
konnotierter Baum. Die Gestaltung der Fahne
der Urburschenschaft steigerte diese Symbolik
noch. Dieses Banner ist diagonal mit einem Ei‐
chenzweig bestickt. Zusätzlich sind zwei golde‐
ne Eicheln mit Kordeln an dem Stoff befestigt.
Eine Interpretation als Phallussymbol er‐
scheint hier sehr naheliegend. Auch bei dem
für dieAnfangsphase der Burschenschaften zen‐
tralen Ereignis, dem Wartburgfest, spielte der
Bezug auf „Männlichkeit“ eine wichtige Rolle.
Einer der Initiatoren der dort durchgeführten
Bücherverbrennung, Hans Ferdinand Maß‐
mann, zählte den Kampf gegen „Unmännlich‐
keit“ explizit zu den Zielen dieser Aktion.

Kampf gegen das Frauen
studium und Entwicklung
der Männerbundideologie

Gegen die Zulassung von Frauen zum Hoch‐
schulstudium organisierte die von den Korpora‐
tionsverbänden dominierte Studentenschaft
im 19. Jahrhundert öffentlichkeitswirksame
Proteste und Kundgebungen. Entsprechende
Emanzipationsbestrebungen trafen bei den
meisten Verbindungen auf scharfe Ablehnung.
Lediglich die Burschenschaftlichen Blätter ver‐
öffentlichten ab 1895 auch Artikel, in denen

das Frauenstudium befür‐
wortet wurde, ohne je‐
doch dabei das polare Ge‐
schlechtermodell in Fra‐
ge zu stellen.
Bezeichnend ist hier,
mit welchen Argumen‐
ten die Befürwortung be‐
gründet wurde. Ausge‐
hend von der Annahme,
„daß die Frau durch die
Natur auf das Familienle‐
ben angewiesen ist“3,
sollte der Zugang zu Bil‐
dung im Wesentlichen
das Niveau der Kinderer‐
ziehung steigern. Insge‐
samt bemühten sich die
Korporierten jedoch, die
Studentinnen, die sich
ab 1900 erstmals an eini‐

gen Universitäten formell immatrikulieren
konnten, ihre Ablehnung spüren zu lassen und
sie durch Mobbing wieder aus den Hochschu‐
len hinaus zu drängen. Es herrschte ein „uner‐
trägliches Arbeitsklima, solange der männer‐
bündische Koporationsgeist mit seiner aus‐
drücklichen Feindschaft gegen studierende
Frauen den Ton bis in die Hörsäle hinein präg‐
te.“4 Besonders hervor taten sich dabei Köse‐
ner Senioren‐Convents‐Verband (KSCV), Wein‐
heimer Senioren‐Convent (WSC) und die Verei‐
ne Deutscher Studenten (VDSt). Mitglieder des
letztgenannten Verbandes waren führend an
der Gründung und dem Aufbau des Deutschen
Bundes zur Bekämpfung der Frauenemanzipati‐
on beteiligt.
Zeitgleich mit der allgemeinen Zulassung von
Frauen zum Hochschulstudium wurde der Be‐
griff des Männerbundes populär, auf den sich
Studentenverbindungen ‐ wie oben zitiert ‐
auch heute noch positiv beziehen. Entwicklun‐
gen wie das Vordringen von Frauen in den öf‐
fentlichen Raum der Universität wurden als
Symptom einer drohenden Verweiblichung der
Gesellschaft wahrgenommen, Hans Blüher
warnte gar vor einer „Mädchen‐ und Frauenin‐
vasion“5. Als Reaktion auf diese vermeintliche
Gefährdung der männlichen Vorherrschaft wur‐
den Theorien entwickelt, die den bisher selbst‐
verständlich erscheinenden Ausschluß von Frau‐
en auch weiterhin legitimieren sollten – Män‐
nerbund‐Theorien. Diese Theorien waren eine

ideologische Weiterentwicklung und Radikali‐
sierung des bipolaren Geschlechtermodells.
Die herrschaftssichernde Funktion wurde da‐
bei teilweise erstaunlich offen benannt. So
schrieb der Begründer der Männerbund‐Theori‐
en, Heinrich Schurtz: „Je stärker bei einem
Volke die Gegensätze zwischen den Geschlech‐
tern betont werden, desto nachteiliger ist es
für die Frau; je mehr diese Gegensätze schwin‐
den, desto mehr verschieben sich die Verhält‐
nisse zu Ungunsten des Mannes.“6 Formuliert
wurde das Ideal eines auf dem Männerbund
aufgebauten Staates. Grundlage dieser Män‐
nerbünde sollte Freundschaft sein. Nur Män‐
ner galten als fähig zu dieser Form der Freund‐
schaft. Frauen hingegen seien aufgrund ihrer
Natur zu dieser Art der Vergemeinschaftung
nicht in der Lage.

„Die menschliche Welt
ordnung ist auf das
Männliche ausgerichtet.“

Die hier skizzierten Vorstellungen sind leider
nicht irgendwann verschwunden, sondern ha‐
ben sich in den Korporationen bis in die BRD
erhalten. Entsprechend machten Verbindun‐
gen vor allem in den ersten zwei Jahrzehnten
der Nachkriegszeit, als sie eine erneute Hoch‐
phase erlebten, studierenden Frauen das Le‐
ben schwer. Gerade die schlagenden Verbände
traten als Akteure des Antifeminismus hervor.
Die Stabilität von Geschlechterbildern in den
Korporationen und ihrem Umfeld ist dabei mit‐
unter frappierend. Der Soziologe Hans Anger
veröffentlichte 1960 die Ergebnisse einer Mit‐
te der fünfziger Jahre an vier bundesdeut‐
schen Universitäten durchgeführten repräsen‐
tativen Erhebung, in der 138 Hochschullehrer
befragt wurden:
„Auf die Frage, warum es so wenig weibliche
Hochschullehrer an der Universität gebe, rea‐
gieren die entschiedenen Befürworter der Kor‐
porationen auffallend häufig mit Lachen,
Schmunzeln oder anderen Anzeichen der Hei‐
terkeit. Die Frage scheint vielfach als ‚naiv’
empfunden zu werden – man findet es selbst‐
verständlich, daß es nur wenig Dozentinnen
gibt und vertritt in der Regel die Ansicht, daß
Frauen für die Hochschullaufbahn grundsätz‐
lich ungeeignet seien. In Übereinstimmung
mit der Mehrzahl der Befragten wird dabei oft
auf einen gewissen Mangel der Frau an intel‐
lektuellen oder produktiv‐schöpferischen Fä‐

1) Gerd Daniel, Frauen und Corps (http://www.die‐corps.de/Frauen_un‐d_Corps.172.0.html Stand 10.9.07).
2) Christine Kohl‐Langer, „Das Weib im Konflikt mit den sozialen Verhält‐nissen“. Bürgerliches Frauenbild und erste Emanzipationsansätze imdeutschen Vormärz, Homburg, o. J. Zitiert nach: Alexandra Kurth, Män‐ner – Bünde – Rituale. Studentenverbindungen seit 1800, Frankfurt amMain / New York 2004, S. 94.
3) A. Langguth, Die Frauenfrage. In: Burschenschaftliche Blätter, 13. Jg.(1899), S. 13. Zitiert nach: Dietrich Heither, Verbündete Männer. DieDeutsche Burschenschaft – Weltanschauung, Politik und Brauchtum,Köln 2000, S. 139.

4) Barbara Duden / Hans Ebert, Die Anfänge des Frauenstudiums an derTechnischen Hochschule Berlin, S. 410. In: Reinhard Rürup (Hrsg.), Wis‐senschaft und Gesellschaft. Beiträge zur Geschichte der TechnischenUniversität Berlin, Berlin (West) / Heidelberg / New York 1979, S. 403 ‐423.
5) Zitiert nach: Heither, Männer, S. 148.
6) Heinrich Schurtz, Altersklassen und Männerbünde. Eine Darstellungder Grundformen der Gesellschaft, Berlin 1902 S. 49 f. Zitiert nach:Heither, Männer, S. 150 f.
7) Hans Anger, Probleme der deutschen Universität. Bericht über eine Er‐

Abbildung: Fahne der "Urburschenschaft"



higkeiten hingewiesen; besonders häufig aber
begründen die Anhänger der Korporationen ih‐
re negative Einstellung mit dem Argument,
der Beruf des Hochschullehrers lasse sich mit
der weiblichen Natur oder mit der biologi‐
schen Bestimmung des Weibes schlechterdings
nicht vereinbaren. Unter den unbedingten Be‐
fürwortern der Korporationen gibt es keinen
einzigen Befragten, der weiblichen Universi‐
tätslehrern positiv gegenübersteht, und nur
einen Fall von bedingt positiver Haltung – alle
übrigen nehmen, soweit ihre Einstellung mit
hinreichender Sicherheit erkennbar ist, eine
mehr oder minder negative, sehr oft sogar
grundsätzlich ablehnende Haltung ein. Auch
weiblichen Studierenden steht diese Gruppe
häufiger als der Durchschnitt der Befragten
mit großen Bedenken gegenüber; man glaubt,
daß es in den meisten Fächern bereits zu viel
weibliche Hörer gebe, neigt nicht selten dazu,
das Frauenstudium grundsätzlich abzulehnen
und bezweifelt überhaupt die Eignung der
Frau für höhere geistige Tätigkeiten. Ein ganz
anderes Bild bietet die Gruppe der entschiede‐
nen Korporationsgegner.“7

Mit dem Aufkommen der Studierendenbewe‐
gung gerieten die Korporationen in eine Krise,
die u.a. mit massivem Mitgliederverlust verbun‐
den war. Aus der Aktivitas gab es zum Teil Re‐
formversuche, imAllgemeinen gelang es denAl‐
ten Herren jedoch diese abzublocken. Das Ge‐
schlechterbild der Verbindungen blieb in der
Regel intakt: „Eines der in Studentenverbindun‐
gen gepflegten magischen Tabus ist – neben
den Ritualen – ein essentialistisch begründeter
Geschlechterdualismus.“8 Entsprechende Stel‐
lungnahmen finden sich in verbindungsstudenti‐
schen Veröffentlichungen bis heute immer wie‐
der. Auch der Einfluss der um die Jahrhundert‐
wende entstandenen Männerbundtheorien ist
unübersehbar. Die eigene Organisation kann
sich nur als rein männliche vorgestellt wer‐
den, Frauen haben darin keinen Platz: „Corps‐
studenten sind Männer, eine Integration des
weiblichen Geschlechts würde als Fremdkör‐
per wirken, einem Freundschaftsbund hinder‐
lich.“9 Männer sind also Männer und Frauen
sind eben Frauen. So „argumentieren“ kann
nur, wer die Vorstellung eines in der Natur wur‐
zelnden Geschlechtergegensatzes internali‐
siert hat. Davon ausgehend ist dann auch
selbstverständlich, dass „natürlich“ nur Män‐
ner zu „wahrer Freundschaft“ fähig sind. Die‐

sen Grundgedanken enspricht eine Gesell‐
schaftskonzeption, in der männliche Vorherr‐
schaft nicht zu bekämpfendes Übel, sondern
von der menschlichen Natur vorgegebene
Norm ist: „Unser Burschenbrauchtum ist im‐
mer auf eine männliche Gruppe abgestimmt.
Die menschliche Weltordnung ist auf das Männ‐
liche ausgerichtet.“10

Teilweise wird die gesellschaftliche Platzanwei‐
sung etwas geschickter formuliert: „'Die Hand,
die die Wiege bewegt, bewegt die Welt!' sagt
ein altes spanisches Sprichwort aus dem 17.
Jahrhundert. Unschwer ist zu erkennen, daß
damit der Einfluß der Frauen auf das Weltge‐
schehen gemeint ist. Dieser Satz gilt natürlich
auch für die kleine Welt der Corps. Welche Rol‐
le das weibliche Geschlecht in den Corps spiel‐
te, ist zumindest seit Einführung der Fotogra‐
fie dokumentiert. Lange bevor der Ruf nach
Emanzipation und Frauenquote laut wurde,
war es selbstverständlich, daß die Frauen,
Freundinnen und weiblichen Verwandten aktiv
am Corpsleben teil hatten.“11 Der Platz der
Frau ist also an der Wiege, die Kinderaufzucht
die ihr zukommende, „natürliche“ Aufgabe.
Das muss als „Einfluß der Frauen auf das Welt‐
geschehen“ dann aber auch ausreichen, der
„Ruf nach Emanzipation“ ist offenbar unbe‐
gründet. Die hier propagierte klassisch patria‐
chale Sphärentrennung ist für Studentenverbin‐
dungen auch heute noch paradigmatisch. Frau‐
en werden auf Reproduktionstätigkeiten
reduziert, ihr Leben und Handeln soll sich auf
den Mann ausrichten: „Meine lieben Damen,
Sie sind für uns Männer ein Geschenk des Him‐
mels. Ihnen verdanken wir Zufriedenheit und
Erfolg im Studium oder in unserem Beruf,
denn wenn wir es vielleicht auch nicht immer
zugeben, wir wissen jedoch alle, wie wohltu‐
end ein ruhiges, ein lustiges oder auch ein auf‐
munterndes Wort aus ihrem Munde wirken
kann. Ich stelle also fest: Die hochverehrten
Damen erleichtern unser Leben nicht nur in vie‐
len vielen Dingen, sondern durch ihre Liebe
und Zuneigung und durch ihre Reize versüßen
und verschönern sie unser Leben.”12 Was als
Lob formuliert wird, ist ein Schlag ins Gesicht,
die Degradierung zum Befriedigungsobjekt für
den Mann. Dass dieser für die „hochverehrten
Damen“ den zentralen Bezugspunkt darstellt,
ist für Verbinder völlig selbstverständlich. Das
macht auch das folgende, von der Internetsei‐
te einer katholischen Verbindung stammende

Zitat deutlich: „Zum Reiz einer solchen Veran‐
staltung gehört unter anderem, dass die Män‐
ner unter sich sind und sich so niemand um sei‐
ne Freundin kümmern muss oder in Versu‐
chung kommt, mit einem weiblichen Gast zu
flirten, statt sich mit einem Bundesbruder zu
unterhalten, den man schon länger nicht mehr
gesehen hat.“13 Dass die Freundin in der Lage
ist, sich um sich selbst zu kümmern, ist für
die Verbinder offenbar ebenso unvorstellbar
wie die Möglichkeit, dass einer von ihnen in
Versuchung kommen könnte, statt mit „einem
weiblichen Gast“ mit dem „Bundesbruder“ zu
flirten. Männer begehren keine Männer ‐ diese
Norm gilt auch beim Coburger Convent. Die
Antwort auf die Frage „Warum nehmt Ihr kei‐
ne Frauen auf?“ ist eindeutig: „Wir wollen Be‐
ziehungskonflikte aus unseren Gemeinschaf‐
ten heraushalten.“14

Geschichte der Ausgren
zung und Unterdrückung

Die Geschichte der Studentenverbindungen ist
eine Geschichte der Ausgrenzung und Unter‐
drückung. Seit ihren Anfängen sind biologisti‐
sche Vorstellungen für die Korporationen kon‐
stitutiv. Das bipolare Geschlechtermodell wur‐
de von ihnen zum Ideal des Männerbundes
weiterentwickelt und radikalisiert. Ihren Ein‐
fluss nutzten die Verbindungen konsequent
zur Sicherung männlicher Vorherrschaft. Ihr
Agieren richtet(e) sich primär gegen Frauen,
die von politischer Mitbestimmung und öffent‐
lichem Leben ausgeschlossen bleiben und sich
den ihnen zugewiesenen Aufgaben widmen
soll(t)en. Vom Kampf gegen „Unmännlichkeit“
sind aber auch andere betroffen – so haben
z.B. Transgender und Schwule in der von den
Verbindern propagierten „natürlichen Ord‐
nung“ keinen Platz. Dem Hinweis der Studen‐
tenverbindungen auf ihre Tradition ist durch‐
aus zuzustimmen – Sexismus kennzeichnet sie
in der Tat seit ihrer Entstehung.

bg‐geschichte@gmx.net

hebung unter Professoren und Dozenten, Tübingen 1960, S. 116 f.
8) Kurth, Männer, S. 20.
9) Deutsche Corpszeitung (1983). Zitiert nach: Gerhard Schäfer, Vom Tief‐schlaf zur nationalen Euphorie (1969 bis heute), S. 232. In: Ludwig Elm/ Dietrich Heither / Gerhard Schäfer (Hrsg.), Füxe, Burschen, Alte Her‐ren. Studentische Korporationen vom Wartburgfest bis heute, Köln1992, S. 220 ‐ 285.
10) Burschenschaftliche Blätter (1980). Zitiert nach: Schäfer, Tiefschlaf,S. 232.
11) Daniel, Frauen.

12) Rede anläßlich des Stiftungsfestes des Corps Rhenania zu Braun‐schweig 1990. Zitiert nach: Hans A. Plast (Hrsg.): Werte, Wichs und Waf‐fenbrüder. Zur Ideologie und gesellschaftlichen Stellung studentischerVerbindungen, Göttingen 2005, S. 8.
13) Katholische Deutsche Studentenverbindung Guestfalo‐Silesia, Was duschon immer über uns wissen wolltest, aber nicht zu fragen wagtest ...(http://www.cv‐paderborn.de/faq.html Stand: 19.12.2007).
14) Coburger Convent der akademischen Landsmannschaften und Turner‐schaften, Mitgliedschaft. Surfer fragen, der Coburger Convent antwor‐tet (http://www.coburger‐convent.de/faq/mitgliedschaft.html#frauenStand: 19.12.2007). 13



Die Einführung der Vorratsdatenspeicherung wird dieser Tage vieler Orts diskutiert und kritisiert. Staatliche
Sammelwut gibt es aber schon viel länger. Insbesondere über politisch aktive Menschen sammeln die Behörden

Daten. Wer „politisch genug“ ist, um in den Fokus staatlicher Schnüffelei zu geraten, bestimmen die
Ermittler_innen selbst – und legen dabei eine erschreckend niedrige

Hemmschwelle an den Tag. Die Rote Hilfe lädt nun alle ein, sich einen
Überblick über die gespeicherten Daten zu verschaffen.

„Bereits das Kandidieren für eine linke Hoch‐
schulgruppe bei den Uniwahlen kann ausrei‐
chen, damit die politische Polizei eine Akte
über eine Person anlegt und diese fortan ge‐
nau beobachtet“, sagte eine Sprecherin der
Roten Hilfe Göttingen. Weiterhin seien Fäl‐
le bekannt, in denen das Schreiben eines kri‐
tischen Leserbriefs genügte, um von den Be‐
hörden beschnüffelt zu werden. LKA, Verfas‐
sungsschutz, Polizei: Sie alle führen Akten
über politisch aktive Menschen, dokumen‐

tieren, auf welchen Demos
oder Party’s sie

waren,
womög‐

lich was
sonstige

Gewohnhei‐
ten sind.

Selbst in ih‐
rer eigenen Logik be‐

gehen die Schnüffler_innen dabei Feh‐
ler. Der Roten Hilfe sind aus jüngerer Ver‐
gangenheit Fälle bekannt, in denen
zahlreiche Einträge in staatlichen Akten
von den Betroffenen widerlegt werden
konnten. Sie waren schlicht falsch.
Die Konsequenzen für die betroffenen Per‐
sonen können sehr unerfreulich sein.
Sehr schnell landet man in Kategorien
wie „Gewalttäter links“. Für Streifenpoli‐
zist_innen Grund genug, bei der nächsten
Verkehrskontrolle etwas genauer hinzu‐
schauen. „Es kann sogar sein, dass solche
Akteneinträge die Einstellung in ein Arbeits‐
verhältnis für die Betroffenen verhin‐
dern“, beklagt die Sprecherin der Roten Hil‐
fe weiter. Zudem werden ihren Angaben
nach die Daten auch internationalisiert.
„Der Grenzschützer weiß dann nicht mehr,
dass man eigentlich nur mal einen Leser‐
brief geschrieben hat und verweigert wo‐
möglich die Einreise“.
Die Göttinger Ortsgruppe der Roten Hilfe
will dieser gängigen Praxis etwas entgegen
setzen. Sie hat eine Kampagne ins Leben ge‐

rufen, die ein kollektives Auskunftsersu‐
chen zum Ziel hat. Möglichst viele Men‐
schen sollen im Januar bei den entsprechen‐
den Behörden einen Antrag auf Auskunft
über ihre Akteneinträge stellen. Für die ein‐
zelnen Personen ist der Aufwand minimal:
sie müssen nur eine Vollmacht ausstellen –
den Rest erledigt ein Anwalt.
Der Roten Hilfe geht es bei dieser Kampa‐
gne zum Einen darum, die behördliche Sam‐
melwut bloß zu stellen. Außerdem habe je‐
de_r das Recht zu erfahren, was über
sie_ihn gespeichert ist. „Zusammen mit ei‐
nem Anwalt hat man gute Chancen, zumin‐
dest einen Überblick über seine Akteneinträ‐
ge zu bekommen“ heißt es in einer Publika‐
tion. Wenn man einen solchen Antrag ohne
anwaltliche Unterstützung stelle, erfahre
man oft nichts oder nicht alles. Man
braucht kein_e Jurist_in zu sein, um zu ah‐
nen, dass dieses Vorgehen nicht rechtmäßig
ist. Allem Anschein nach ist es aber behörd‐
licher Alltag.
Um zu verhindern, dass die Behörden durch
ein solches Auskunftsersuchen erst auf Per‐
sonen aufmerksam werden, sollen viele An‐
träge gleichzeitig abgegeben werden. „Des‐
wegen machen wir diese groß angelegte
Kampagne“ erklärt die Sprecherin der Ro‐
ten Hilfe. Die Gruppe sammelt die Anträge
bis Ende Januar und reicht sie dann auf
einen Schlag bei den Behörden ein.
Die Formulare für das Auskunftsersuchen
gibt es bei der Roten Hilfe oder im FSR So‐
Wi Raum im Oec. Für die Deckung der Kos‐
ten wird um eine Spende von 10 Euro gebe‐
ten. Abgeben kann man die Formulare im
Keller des Roten Buchladens oder bei der
Roten Hilfe direkt. Die Gruppe trifft sich je‐
den Dienstag ab 18.15 Uhr in der Geismar
Landstraße 6. Hier informieren die roten
Helfer_innen auch gerne im persönlichen
Gespräch.

goettingen@rote‐hilfe.de

Unbekannte Akten
Rote Hilfe startet Kampagne gegen Datensammelwut
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+++ Termine +++

Mi, 09.01 18:15 // VG 213Ist gewerkschaftliche Solidaritätgrenzüberschreitend?
Neue 'Labor Geographies' in der deutsch‐polnischen EU‐GrenzregionBasisgruppe Geo, mit Michael Neunzig (Berlin)

Jeden Do, 20:00 // FSR Sowi (Oeconomicum, E80)BB‐Plenum
Die entscheidende Arbeit des BB findet im Plenumstatt. Interessierte und Neuzugänge sind immerherzlich willkommen.

Details und weitere Termine unter:
www.bb‐goettingen.de

Ich hab' ja nix zu verbergen...

Neulich hat mich Peter gefragt, ob
ich mit nach Hamburg komme, da
sei ne Demo, gegen Vorratsdatenspei‐
cherung und Überwachung. Vorratda‐
tenspeicherung, also Speicherung
von Anruferdaten bis zu einem halb‐
en Jahr. Ich würde zwar nicht behaup‐
ten, dass ich das gut finde, klingt
schon ein bißchen nach George Or‐
well. Aber direkt schlimm ist das
nicht, ich hab ja nix zu verbergen...
Für Peter könnte das zwar ein biß‐
chen doof sein, schließlich ist der
glaub ich in so ner Antifa Gruppe.
Wenn ich so drüber nachdenke,
passt der eigentlich gut in das Täter‐
profil dieser militanten gruppe. Er
bewegt sich in linken Kreisen, stu‐
diert, kann also wissenschaftlich klin‐
gende Texte schreiben, außerdem ist
er bisher nicht vorbestraft. Hat ja
schonmal zur Verhaftung gerreicht.
Ob der was damit zu tun hat? In dem
Fall ist es vielleicht ganz gut, zu wis‐
sen, mit wem der so telefoniert.
Aber mal ehrlich, wer wird sich
schon für MEINE Gespräche interessie‐
ren. Meine „personenbezogenen Da‐
ten“ sind auch für niemanden inter‐
essant. Geben täte es aber recht vie‐
le. Ich hab mal ein bisschen
nachgedacht und bin auf relativ vie‐
le Sachen gestoßen. Also so rein theo‐
retisch bin ich ganz schön digitali‐
siert. Am Supermarkt bezahle ich
mit EC‐Karte, außerdem habe ich
mehrere Kundenkarten. In der Men‐
sa bezahle ich mit meinem Studiaus‐
weis, im Internet schreibe ich in ver‐
schiedenen Foren, aber das ist ja
auch halbwegs anonym. Gestern war
ich in der Bibliothek, der HiWi hat
ein bisschen gegrinst. Mein Freund
hatte sich Bücher über Sexualität im
Mittelalter ausgeliehen, scheint also
auch nachvollziehbar zu sein, was
ich so in der Bib ausleihe.
Man muss ja auch mal sehen, dass
das Vorteile hat, mit diesen gespei‐
cherten Daten: bei GMX bekomme
ich zum Beispiel Werbung, die mich
auch wirklich interessiert, weil ich
diese Fragebögen zu meiner Person
ausgefüllt habe. Wär mir zwar pein‐
lich, wenn jemand wüsste, dass ich

mich eigentlich überhaupt nicht für
Sport interessiere. Meine Kranken‐
kasse sollte das wohl auch besser
nicht in die Finger kriegen, die ha‐
ben jetzt so einen gestaffelten Ta‐
rif, wenn die wüssten, dass ich rau‐
che, müsste ich da zum Beispiel
mehr bezahlen. Ach ja und die GEZ
sollte wohl auch besser nicht wis‐
sen, dass ich an Fernsehgewinnspie‐
len teilnehme. Ob das stimmt, dass
die an so Daten rankommen? Wer
kommt überhaupt an meine Daten
ran? Ob sich ein_e Arbeitgeber_in
die Mühe machen wird, zu versu‐
chen, was über mich rauszufinden?
Wenn der meinen Namen bei Google
eingibt, würde er zumindest wissen,
dass ich für die Linken kandidiert ha‐
be bei Hochschulwahlen, die Listen
sind immer noch online. Oh ‐ und
um die Fotos bei StudiVZ sollte ich
mich auch noch kümmern, hoffent‐
lich hat mich letztes Wochenende
niemand verlinkt. Ach ja und viel‐
leicht sollte ich mal gucken, ob man
meinen Namen, den ich für diese
Freiraum‐Kampage hergegeben ha‐
be, mal wieder löschen kann. Das ist
ja jetzt auch schon was länger her.
Wobei das auch komisch ist ‐ die Sei‐
te ist schon wieder offline, Google
hat sie aber trotzdem noch gespei‐
chert.
Peter hat schon wieder angerufen,
ob ich jetzt mitkäme nach Hamburg
und auch ob ich wieder kandidieren
würde. Werde ich wohl nicht ma‐
chen, bin schließlich bald fertig und
so wichtig ist das ja jetzt auch
nicht, dafür will ich lieber keinen
Job riskieren. Wenn ich so drüber
nachdenke, telefonieren Peter und
ich ganz schön oft. Nicht, dass da
mal ein falscher Verdacht auf mich
fällt. Vielleicht sollte ich ihm sagen,
dass er nicht so oft anrufen soll. Auf
die Demo werde ich wohl doch nicht
fahren, wenn ich da ne SMS kriege,
lässt sich das noch ein halbes Jahr
nachvollziehen und schließlich wird
da gefilmt und das muss ja auch
nicht unbedingt sein.

bg‐fimp@gmx.net

Warum Themen wie Vorratsdatenspeicherung,
Payback und RFID nur für eine kleine Gruppe von linken

Extremist_innen relevant sind.
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Mi, 16.01 20:00 // DGB‐HausZeugnisse aus Stein ‐Kontinuität im Wandel
Die Erinnerung an die NS‐Vergangenheit im21. JahrhundertOLAfA

Sa, 19.01, 14:00 // Bad LauterbergEs gibt kein Ruhiges Hinterland
Antifaschstische Demo gegen rechte Strukturen

Do, 24.01, 18:15 // VG213Maßstäblichkeit vonArbeitsbeziehungen
am Beispiel der Tarifpolitik in der Metall‐und Elektroindustrie in Deutschlandmit Susanne Heeg (Frankfurt/M.)

Mi, 30.01, 14:00 // Treffen vor der SUBStadtrundgang: Medizin imNationalsozialismus in Göttingen
Geschichtswerkstatt Göttingen e.V.

Vortrag: Fr, 25.01.08. 19:30 // ZHG 004
Workshop: Sa, 26.01.08 12‐18 Uhr // Arbeit+Leben"Homophobia, the worst disease" ‐Homophobie und bürgerliche Gesellschaft

Gruppe 180° ‐ mit Adrian de Silva

Di‐Fr, 15.01‐18.01. // UniUni‐Wahlen
Wahlen zu den studentischen‐ undKollegialorganenBasisgruppen und BB wählen!



Für freie Bildung
und gleichen Bildungszugang!

Ziel von Bildung sollte die eigenständigeAuseinander‐
setzung mit Lehrinhalten sein. Jegliche Durchökono‐
misierung steht dem entgegen. Also: Gegen die Ein‐
führungder B.A./M.A..‐Studiengänge. Wir wollenmin‐
destens Diplom und Magister zurück – wenn wir
schon kein wirklich frei strukturierbares und an unse‐
ren Interessen ausgerichtetes Studium haben kön‐
nen. Das alles macht nur Sinn, wenn ein freier Zu‐
gang zu allen Ebenen des Bildungssystems für alle si‐
chergestellt ist. Darum setzen wir uns gegen
jegliche Form von Einschränkung bestehender Bil‐
dungszugänge ein. Also: Für den weiteren Abbau von
Zugangsbarrieren an den Hochschulen Und: Gegen
Studiengebühren!

Kritische Wissenschaften fördern!
Zu oft orientieren sich Forschung und Lehre an den
Forderungen von Arbeitsmarkt und Wirtschaft. Dage‐
gen gilt es einen Begriff von kritischen Wissenschaf‐
ten hochzuhalten. Wissenschaft sollte versuchen, Zu‐
sammenhänge zu denken, nicht vor Fächergrenzen
halt machen und auch mal unangenehme Wahrheiten
über die Welt um uns herum in den Blick nehmen. Da‐
zu gehört auch die politische und ethische Diskussion
über das, was aus den Forschungsergebnissen schließ‐
lich gemacht wird. Früher war es zudemGang und Gä‐
be, dass Studierende sogenannte autonome ("unab‐
hängige") Seminare angeboten haben. So können The‐
men in die Hochschule getragen werden, die
Lehrende von sich aus nicht aufgreifen wollen. Wir
unterstützen die Versuche der Organisierung solcher
Seminare offensiv und setzen uns für eine funktionsfä‐
hige Vernetzung der unterschiedlichen Versuche ein.

Für ein breites und qualitativ
ansprechendes Studienangebot

Wahlmöglichkeiten sind für die eigene Bildung eben‐
so wichtig wie Vertiefungsmöglichkeiten. Darum tre‐
ten wir für mehr Veranstaltungen und Tutorien ein.
Aber: damit diese auch qualitativen Standards genü‐
gen, ist das mit einem Mehr an Lehrkräften und gut
bezahlten Hilfskräften verbunden. Also: gegen die
Kürzung von Hilfskraftstellen im Zuge der Hochschul‐
kürzungen.

Universität als demokratische
Lebenswelt begreifen

Wir begreifen die Universität als Teil unseres Lebens.
Darum möchten wir auch, dass es hier entsprechend
aussieht: Dass Universität davon zeugt, dass wir an
ihr studieren und an ihr leben. Das Plakatierverbot
muss zurückgenommen werden. 1. verlieren wir alle
dadurch Informationsmöglichkeiten. 2. ist der Anteil
der Kommerzialisierung der Uni seit seiner Einfüh‐
rung enorm gestiegen. Dazu zählt auch die Formen
demokratischer Mitbestimmung, die in den letzten
Jahren immer weiter eingeschränkt wurden, zurück‐

zuerkämpfen.

Für Datenschutz
bei Studierenden

Mit der Chipcard für Studierende werden datenschutz‐
rechtliche Bestimmung und die Rechte jedes Einzel‐
nen mit den Füßen getreten. Weshalb sie an einigen
Unis auch wieder abgeschafft wurde. Also: gegen die
Weiterführung der Chipcard in ihrer jetzigen Form.

ÖkoReferat im AStA
Wir werden uns für einen Umstieg auf sauberen
Strom in der Uni einsetzen. Und wer sollte sich sonst
um die Einführung von fairem Kaffee und Ökofleisch
in der Mensa kümmern? Sich kritisch mit der Welt um
uns herumauseinanderzusetzen, heißt auch, zu schau‐
en, was das für unsere Realität bedeutet. Hierzu
kann das Öko‐Referat einen Beitrag leisten.

Gezielte Frauenförderung und
Stärkung der Frauenbeauftragten

Trotz Gender‐Mainstreaming und Frauenbeauftragten
gibt es aus der Genderperspektive noch immer viel
zu tun. Denn Gender‐Mainstreaming orientiert sich
hauptsächlich an Verwertungskriterien und Frauenbe‐
auftragte werden in den universitären Gremien noch
immer nicht für voll genommen. Ebenfalls in diesen
Bereich fällt die Tatsache, dass viele bildungspoliti‐
sche Veränderungen, wie etwa BA/MA Geschlechter‐
hierarchien eher verstärken werden – statt sie zu ver‐
ringern. Und: Das noch immer verbale und körperli‐
che Übergriffe häufig ohne Konsequenzen bleiben,
darf nicht so bleiben.

GenderReferat im AStA
Diskriminierungen aufgrund von Geschlechtszuschrei‐
bung und sexueller Orientierung sind noch lange
nicht von der gesellschaftlichen Agenda verschwun‐
den – leider. An der Uni ist das nicht anders. Darum
braucht auch der Göttinger AStA wieder ein Gender‐
Referat.

Für eine Stärkung ausländischen
Studierendenvertretung!

Gerade finanziell wurde die ausländische Studieren‐
denvertretung in den letzten Jahren massiv ge‐
schwächt. Das wollen wir rückgängig machen und sie
gleichzeitig stärker in universitäre Diskussionsprozes‐
se einbinden.

Kinder und elternfreundliches
Studium ermöglichen

Studieren mit Kind ist nicht immer leicht. Aber es
gibt viele Möglichkeiten hier Erleichterungen zu schaf‐
fen: dazu gehört ein größeres Angebot an Wickelräu‐
men in der Uni. Dazu gehört auch eine bessere Be‐
kanntmachung der schon vorhandenen Räume. Dazu
gehört auch eine Verbesserung von Kinderbetreuungs‐
angeboten an der Uni und eine finanzielle Unterstüt‐
zung von studierenden Eltern.

NeoFaschismus und Rassismus
bekämpfen!

Während des Nazi‐Aufmarsches haben wir gezeigt,
das wir rassistischem, nationalistischen und antisemi‐
tischem Gedankengut keine Plattform geben wollen.
Wenn Nazis auch dauerhaft in dieser Stadt und an
dieser Uni keine Chance haben sollen, muss es auch
eine kontinuierliche Arbeit zu diesem Themenfeld ge‐
ben. Und auch Burschenschaften gehört Paroli gebo‐
ten.
Für eine behindertenfreundliche Uni

Wir finden, dass Studierende mit körperlichen Behin‐
derungen an der Universität immer noch nicht ausrei‐
chend bedacht werden und setzen uns ein für eine
Interessengemeinschaft studentischer RollifahrerIn‐
nen.

Fahrradfreundlicheres Göttingen
Viele Studierende sind mit dem Fahrrad unterwegs.
Und viele bekommen regelmäßig Ärger mit der Poli‐
zei, weil viele Einbahnstraßen mit dem Fahrrad
nicht in beide Richtungen befahrbar sind. Es wäre al‐
so im studentischen Interesse, sich gegenüber der
Stadt dafür einzusetzen, das mehr Einbahnstraßen
mit dem Fahrrad in beide Richtungen benutzt wer‐
den dürfen.

Keine 1EuroJobs an der Uni
...beim Studiwerk, in der SUB oder beim AstA. 1‐Eu‐
ro‐Jobs sind Zwangsdienste und dienen lediglich da‐
zu, trotz Kürzungen alle Leistungen aufrechterhalten
zu können. Dazu sagen wir: Nein! Wer funktionstüch‐
tige Unis will soll dafür ausreichend Gelder bereit
stellen.

Gleichberechtigung bei der
Bücherausleihe

In vielen Bibliotheken können sich Lehrende auch
dann Bücher ausleihen, wenn das für Studierende
nicht möglich ist. Letztere stehen dann dumm da
und müssen sich nach Alternativen umsehen. Also:
Keine Bevorzugung von Lehrenden bei der Bücheraus‐
leihe!

Für einen starken und
handlungsfähigen AStA

Der momentane AStA beschneidet sich durch seine
ideologische Trennung von „Hochschul‐“ und „Allge‐
meinpolitik“ vieler seiner Handlungsmöglichkeiten.
In Zeiten, in denen die Bildungsfinanzierung und das
selbstbestimmte Studium derart unter Beschuss ste‐
hen, braucht es einen starken und handlungsfähigen
AStA, der sich nicht in Formalien verrennt und politi‐
sche Forderungen stellen und durchsetzen kann. Da‐
zu gehört selbstverständlich auch die immer wieder‐
kehrende Forderung nach einer Abschaffung des AStA
zurückzuweisen.
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